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Vorbemerkung. 



Die vorliegenden Ausführungen entstammen ihrem Haupt- 
inhalt nach zwei Vorträgen, von denen ich den ersten auf 
dem Kongress deutscher Naturforscher und Ärzte zu Meran 
auf Einladung der gynäkologischen Abteilung, den zweiten in 
einer gemeinschaftlichen Sitzung der Strassburger medizinischen 
Gesellschaft und der Strassburger juristischen Gesellschaft 
gehalten habe. Hinzugefügt sind insbesondere die Erörterungen 
über künstliche Frühgeburt und Verhinderung der Konzeptions- 
möglichkeit. Da über die Vorträge in einigen Zeitschriften 
Referate erschienen sind, wurde ich schon mehrfach von Ärzten 
und Juristen um Äusserungen über einzelne sich auf diesem 
Gebiet bewegende Fragen ersucht. Hierbei machte ich die 
Erfahrung, dass die über meine Vorträge erschienenen Berichte 
kein völlig zutreffendes Bild meiner Anschauungen geben; 
insbesondere tritt mir dies aus einigen Bemerkungen entgegen, 
die Hegar vor kurzem in einem Aufsatz über „Die operative 
Ära der Geburtshilfe" — Beiträge zur Geburtshilfe und Gynä- 
kologie Bd. XII, Heft 2 — gegen den von mir in meinem 
Meraner Vortrag eingenommenen Standpunkt gerichtet hat. 
Hierin liegt für mich der Anlass, die vorliegende kleine Schrift 
— die sich in erster Linie an Ärzte wendet — zu ver- 
öffentlichen.' 
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Da die bevorstehende Reform unseres Strafgesetzbuches 
eine eingehende Erörterung der auf dem behandelten Gebiet 
gegebenen Fragen heute besonders wünschenswert erscheinen 
lässt, würde ich im Interesse einer möglichsten Klärung aller 
Fragen jede Äusserung — zustimmende und widersprechende — , 
zu der vielleicht meine Ausführungen Anlass geben können 
dankbar begrüssen. Empfehlenswert dürfte es sein, wenn in 
der nächsten Zeit auch von Seite der fachwissenschaftlichen 
Vereinigungen und Versammlungen Vorschläge für die zu- 
künftige Gesetzgebung gemacht würden! 

Strassburg i. E., 1. August 1908. 

F. van Calker. 
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Einleitung. 

Die Frage der strafrechtlichen Verantwortlichkeit des 
Arztes für Operationen im allgemeinen und für geburtshülfliche 
Operationen im besondern ist in den letzten Jahren häufig 
erörtert worden *). Der Grund für das grosse Interesse, das 
dieser Frage heute entgegengebracht wird, ist in der Tatsache 
gegeben, dass unser geltendes Recht die einschlägigen Fragen 
nicht geregelt hat und dass somit hier für das allgemeine 



! ) Aus der reichen Literatur hebe ich besonders folgende Schriften 
hervor : 

Heimberger, Über die Straflosigkeit der Perforation. Münchner 
Dissertation. 1889. Oppenheim, Das ärztliche Recht zu körperlichen 
Eingriffen. 1892. Stooss, Chirurgische Operation nnd ärztliche Behand- 
lung. 1898. v. Lilien thal, Die pflichtmassige ärztliche Handlung (Heidel- 
berger Festgabe für E. J. Bekker). 1899. Heimberger, Straf recht und 
Medizin. 1899. R. Schmidt, Die strafrechtliche Verantwortlichkeit des 
Arztes. 1900. Sippel, Über die Berechtigung der Vernichtung des kind- 
lichen Lebens zur Rettung der Mutter. 1902. Binding, Lehrbuch des 
Strafrechts. Bes. Teil, Bd. I (2. Aufl.) 1902, S. 53 ff. v. Bar, Zur straf- 
rechtlichen Verantwortlichkeit des Arztes. „Gerichtssaal* Bd. LX. (1902) 
S. 81 ff. B e h r , Ärztlich-operativer Eingriff und Strafrecht 1902. W. R o s en- 
berg, Strafbare Heilungen. »Gerichtssaar Bd. LXIL (1903) S. 62 ff. 
L e w i n , Die Fruchtabtreibung durch Gifte und andere Mittel. 2. Aufl. 1904. 
Brückmann, Versuche zum Problem der strafrechtlichen Verantwort- 
lichkeit des Arztes. Zeitschrift für die ges. Strafrechtswissenschaft Bd. XXIV. 
(1904) S. 657 ff. Fabrice, Fruchtabtreibung und Eindsmord. 1905. 
Graf zu Donna, Die Rechtswidrigkeit. 1905. S.95ff. S. Alexander, 
Beitrag zur Revision des deutschen Strafgesetzbuches in Beziehung auf 
die Ausübung der Heilkunde. 1905. Schultzenstein, Das Abtreibungs- 
verbrechen in Frankreich in der Zeitschrift für Vergl. Rechtswissenschaft 
Bd. XVII. S. 360 ff A hl feld, Nasciturus. 1906. Radbruch, Abtreibung; 
in der Vergleichenden Darstellung des deutschen und ausländischen Straf- 
rechts. Bes. Teil. Bd. V. S. 159 ff. Derselbe, Geburtshülfe und Straf- 
recht. 1907. S. ferner die unten bei den einzelnen Fragen zitierten Ab- 
handlungen. 
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Urteil eine gewisse Unsicherheit besteht. Da wir heute vor 
der Reform unserer Strafgesetzgebung stehen, liegt es nahe 
und ist es wünschenswert, Erfahrungen auszutauschen und 
Wünsche für die zukünftige Gesetzgebung auszusprechen. Ein 
weiteres Moment kommt noch hinzu: infolge der grossen Port- 
schritte, welche- auf dem Gebiet der chirurgischen Operation 
in den letzten Jahren gemacht worden sind, sind neue Mög- 
lichkeiten und damit neue Streitfragen aufgetaucht. Dabei ist 
gerade in ärztlichen Kreisen gelegentlich das Bedenken aus- 
gesprochen worden, ob nicht heute manchmal Fälle operativen 
Eingriffs vorkommen, bei denen unmittelbar die juristische Be- 
rechtigung des Arztes zur Vornahme der Operation in Zweifel 
gezogen werden muss. Die Fälle, in denen Ärzte gegenüber 
Anklagen wegen kriminellen Aborts sich mit der Einrede zu 
verteidigen suchen, sie hätten den Eingriff für „indiziert" ge- 
halten, sind keineswegs die einzigen Beispiele, die hier an- 
geführt werden könnten. 

Wenn ich es nun unternehme, in folgendem die in Betracht 
kommenden Fragen nach ihrer juristischen Seite zur Erörterung 
zu bringen, so tue ich dies in einer gewissen Besorgnis — in 
der Besorgnis, dass man meinen Ausführungen von ärztlicher 
Seite von vornherein mit einem gewissen Misstrauen entgegen- 
treten wird; ist doch nicht zu verkennen, dass auf ärztlicher 
Seite heute gelegentlich die Anschauung besteht, der Jurist 
sei bei der Behandlung dieser Fragen leicht geneigt, in das 
Gebiet überzugreifen, in welchem allein der Mediziner nach 
den Grundsätzen seiner Wissenschaft zu urteilen und zu ent- 
scheiden befugt sei. Ich möchte deshalb den Versuch machen, 
einem solchen etwa vorhandenen Misstrauen von vorneherein 
entgegenzutreten; ich erkläre ausdrücklich: ich bin der Über- 
zeugung, dass hier eine möglichst sorgfältige Beachtung der 
Grenzen im Interesse der Heilkunde, wie im Interesse der 
Rechtspflege unbedingt notwendig ist. 
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Fassen wir in solcher Absicht nun einmal die Grenze 
unserer Zuständigkeiten ins Auge, suchen wir festzustellen, 
welche Fragen auf diesem Gebiet überhaupt als juristische 
Fragen zu bezeichnen sind! 

Zunächst liegt folgender Gedankengang nahe: Jeder 
ärztliche Eingriff geschieht zu dem Zweck der Erhaltung 
oder der Wiederherstellung der Gesundheit. Dieser Zweck 
ist ein rechtlich erlaubter, folglich müssen auch die Mittel, 
die diesem Zweck zu dienen bestimmt und geeignet sind, 
rechtlich erlaubte sein, es kann mithin den Arzt grundsätzlich 
überhaupt keine strafrechtliche Verantwortlichkeit für den 
zu Heilzwecken gemachten operativen Eingriff treffen. Ein 
Gedankengang dieses Inhalts ist keineswegs unrichtig — nur 
enthält er eine Lücke, er berücksichtigt folgendes Moment 
nicht: Jeder operative Eingriff enthält gleichzeitig einen 
Eingriff in die Willenssphäre des Patienten, in das Recht der 
freien Verfügung über seinen Körper. Insoweit das Gesetz 
dieses Recht überhaupt gegen Eingriffe durch das Mittel der 
Strafe zu schützen strebt, stellt es deshalb grundsätzlich 
die gegen oder ohne Einwilligung geschehene Verletzung — 
ob als Körperverletzung oder unter anderen Gesichtspunkten, 
ist später zu erörtern — unter Strafe. Aus dieser Erwägung 
ergibt sich die Frage : Bedarf der Arzt zu seinem 
Eingriff der vorherigen Zustimmung des Patienten? 
Je nach der Beantwortung dieser Frage macht sich der Arzt, 
der ohne Zustimmung zur Operation schreitet, — ohne Rück- 
sicht auf den Erfolg der Operation — strafrechtlich verant- 
wortlich oder nicht. Die Frage als solche ist eine juristische 
Frage. Sie ist aber auch die einzige rein juristische Frage, 
die auf dem Gebiet der chirurgischen Operation im all- 
gemeinen grundsätzlich aufgeworfen werden muss. Keine 
juristische Frage ist also — ich möchte dies ausdrücklich 
betonen, trotzdem es ja ganz selbstverständlich ist — die 
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Frage, ob der chirurgische Eingriff „indiziert" war oder 
nicht, und ob der Arzt bei der Durchführung der Operation 
den von der medizinischen Wissenschaft aufgestellten Vor- 
schriften gemäss gehandelt hat oder nicht. Freilich wird — 
etwa bei einer Anklage wegen fahrlässiger Tötung, in der 
ein Arzt beschuldigt wird, durch nicht genügende Beachtung 
der Vorschriften über die Behandlung von Wunden eine 
Blutvergiftung und durch diese den Tod des Patienten ver- 
ursacht zu haben — auch über solche Fragen der richtigen 
Behandlung der Richter — Jurist oder Laie — die schliess- 
liche Entscheidung zu fällen haben. Aber diese Frage wird 
dadurch nicht zu einer juristischen, sie bleibt eine medizi- 
nische, und der Richter wird die Unterlagen für seine Ent- 
scheidung hier naturgemäss, im wesentlichen von dem ärztlichen 
Sachverständigen einzuholen haben. Das Verhältnis liegt hier 
ganz ebenso, wie wenn etwa dem Richter bei der durch einen 
Bauunfall verursachten Tötung die Entscheidung darüber zu- 
fällt, ob der Angeklagte in pflichtwidriger Unvorsichtigkeit 
die Regeln der Baukunst ausser Acht gelassen hat. Gehen 
die Gutachten der Sachverständigen auseinander, so ist die 
Aufgabe des Richters allerdings besonders schwierig. 

Neben der Frage der Bedeutung der Einwilligung tauchen 
nun bei speziellen chirurgischen Eingriffen noch weitere Ge- 
sichtspunkte auf, die ich gerade im Interesse einer möglichsten 
Klärung über die Zuständigkeitsgrenze auch von vornherein 
anführen möchte : Gewisse Operationen enthalten nicht nur 
einen Eingriff in die Willenssphäre des Patienten, in dessen 
Interesse sie ausgeführt werden, sie enthalten vielmehr gleich 
zeitig die Verletzung von Objekten, denen die Rechtsordnung 
einen selbständigen Rechtsschutz gewährt — ich denke hier 
an die Perforation des lebenden Kindes und an den künst- 
lichen Abort. Bei diesen Operationen ergibt sich die Frage : 
Ist der Arzt zu solchen Eingriffen unbeschränkt berechtigt, 
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wenn der Eingriff im Interesse der Erhaltung oder 
der Wiederherstellung der Gesundheit der Mutter 
liegt? Oder ist der Eingriff nur erlaubt zur Rettung der 
Mutter aus Lebensgefahr? Je nach der Beantwortung 
dieser Frage macht sich der Arzt strafrechtlich verantwortlich, 
der etwa einen künstlichen Abort an einem Mädchen vor- 
nimmt, um dessen durch die Tatsache der Schwangerschaft 
begründete schwere Gemütsdepression zu heben oder um 
die Gefahr einer aus mehreren nacheinander auftretenden 
Schwangerschaften und Geburten drohenden allgemeinen 
Schwächung zu beseitigen. 

Auch diese Frage ist eine juristische. Auch hier reicht 
die Konstatierung, dass der Arzt die Handlung zur Erhaltung 
oder Wiederherstellung der Gesundheit vorgenommen habe, 
zur Rechtfertigung nicht aus. 

Ich resümiere : Bei der Prüfung einer eventuellen straf- 
rechtlichen Verantwortlichkeit des Arztes für operative Ein- 
griffe ist die Frage nach der Angemessenheit und der vor- 
schriftsgemässen Durchführung der Operation eine ausschliess- 
lich medizinische Frage, dagegen ist die Frage der n Erlaubt- 
heit u und damit der Rechtmässigkeit eines chirurgischen Ein- 
griffs eine juristische Frage. Über diese Frage wird im 
folgenden nun ausführlicher zu sprechen sein. Doch möchte 
ich noch einen Punkt von vornherein betonen : Wir stehen 
zur Zeit vor einer Reform unserer Strafgesetzgebung. Bei dieser 
werden voraussichtlich auch die im Folgenden zu besprechenden 
Fragen zur Regelung gelangen. Ich möchte nun ausdrücklich 
hervorheben, dass die Regelung keineswegs etwa ausschliess- 
lich durch Juristen erfolgen wird. Die Formulierung der 
einzelnen Bestimmungen des Gesetzentwurfs mag in erster 
Linie durch Juristen geschehen, aber einmal werden, bevor es 
zu einer solchen Formulierung kommt, sicherlich von Seite der 
zuständigen Behörde, dem Reichsjustizamt, medizinische Sach- 
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verständige — hoffentlich speziell auch Gynäkologen! — um 
ihr Gutachten angegangen werden, und zum anderen liegt die 
schliessliche Entscheidung bei den gesetzgebenden Paktoren; 
in den Verhandlungen des Reichstags wird aber sicherlich 
hiebei dem Wort des Arztes keine geringere Bedeutung- 
beigelegt werden wie den Ausführungen des Juristen. Auf 
Grund all' dieser Erwägungen glaube ich sagen zu können, 
dass eine etwa bestehende Besorgnis, es möchte der Jurist 
im Gebiet dieser Fragen seine Zuständigkeit überschreiten 
und in das dem Arzt allein vorzubehaltende Gebiet über- 
greifen, nicht berechtigt wäre. 
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I. 
Der chirurgische Eingriff im allgemeinen. 

Jeder chirurgische Eingriff stellt sich in seinem äusseren 
Geschehen als eine Verletzung der körperlichen Unversehrtheit 
dar, und somit in diesem Sinne als eine Verwirklichung der 
objektiven Tatbestandsmerkmale der §§ 223 ff. des Strafgesetz- 
buchs *). Das Gesetz enthält keine Bestimmung, welche den 
chirurgischen Eingriff als erlaubt erklärt, wer die Straflosig- 
keit des chirurgischen Eingriffs dartun will, muss deshalb ver- 
suchen, aus allgemeinen Grundsätzen der Rechtsordnung zu 
entwickeln, dass, und eventuell unter welchen Modalitäten 
die im chirurgischen Eingriff gegebene Körperverletzung aus- 
nahmsweise als nicht rechtswidrig erscheint. Meine Anschauung 
darüber ist folgende: Die Quelle des Rechtssatzes, welcher 
den chirurgischen Eingriff grundsätzlich als nicht rechtswidrig 
erscheinen lässt, liegt im Gewohnheitsrecht begründet. 
Das Gewohnheitsrecht sagt uns, dass Eingriffe in die körper- 
liche Unversehrtheit, welche — von Ärzten oder Laien — 
zu dem Zweck der Erhaltung des Lebens und der Gesundheit 
und in einer diesem Zweck entsprechenden Weise vorgenommen 
wurden, stets als nicht rechtswidrige Handlungen anerkannt 
und deshalb als Körperverletzungsdelikte nicht verfolgt 
worden sind. 

Haben wir damit die Rechtsquelle für unsere Materie 
festgestellt, so ist nun weiter zu untersuchen, welches denn 
der dem Rechtssatz zu Grunde liegende Rechtsgedanke ist. 
Um diesen Gedanken aufweisen zu können, müssen wir von 
dem Zweck des Rechtes überhaupt, dem des Strafrechtes im 

*) Über die Kontroverse, ob der ärztliche Eingriff überhaupt als 
„Körperverletzung' 4 betrachtet werden könne, s. z. B. Frank, Das deutsche 
Strafgesetzbuch, 5, 7. Aufl. 1908. Vorbem. zum 17. Abschnitt. Über den 
Standpunkt des Reichsgerichts s. Entscheidungen in Strafsachen 
Bd. XXV. S. 375 ff. und Bd. XXXVHI. S. 34 ff. 
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besondern ausgehen. Zweck des Rechtes ist der Schatz der 
Interessen des Einzelnen und der Gesamtheit. Das Straf- 
recht nimmt an dieser Aufgabe teil, indem es besonders schwere 
Interessengefährdungen und Verletzungen mit Strafe bedroht. 
Sobald nun ein Rechtsgut unter den Schutz des Strafgesetzes 
gestellt ist, bedarf es grundsätzlich einer ausdrücklichen Be- 
stimmung, wenn aus irgend welchem Grunde ausnahmsweise 
die Verletzung als nicht rechtswidrig, und somit als nicht 
strafbar erscheinen soll. 

Welches ist nun der Grund, welcher für die durch das 
Gewohnheitsrecht zweifellos begründete Ausnahme bestimmend 
ist? Er liegt in dem Gedanken, dass das Recht solche Ver- 
letzungen zulässt, welche notwendig sind, um höherwertige 
Interessen zu schützen x ). Durch die Aufstellung dieses Grund- 
satzes bleibt das Recht mit seinem eigenen Zweck in Har- 
monie. Das Recht lässt also den chirurgischen Eingriff um 
deswillen zu, weil er den Zweck hat, das Leben eines Men- 
schen und seine Gesundheit zu erhalten, und weil das hiermit 
gegebene Interesse gegenüber der in dem Eingriff liegenden 
Verletzung als das höherwertige erscheint. 

Nun taucht aber eine weitere Frage auf, die schwierige 
Frage: Ergibt sich aus dem entwickelten Gedanken eine un- 
bedingte Berechtigung des Arztes zur Vornahme chirurgischer 
Eingriffe? Man kann sehr wohl die Anschauung vertreten, dass 
es allein dem Arzt anheimgegeben werden müsse, wann er einen 
chirurgischen Eingriff für erforderlich erachtet, werde er doch 
bei dieser seiner Entscheidung selbstverständlich nur das Interesse 
seines Patienten im Auge haben. Ist es nun angemessen, die 
Berechtigung des Arztes zum chirurgischen Eingriff prinzipiell 
von der vorgängigen Einwilligung des Patienten abhängig 
zu machen? und kann der Arzt, der ohne solche vorgängige 
Einwilligung zu einem chirurgischen Eingriff schreitet, aus 



') Vgl. über diesen Gedanken insbesondere R. Merkel, Die Kollision 
rechtmässiger Interessen, 1895; Bin ding, Lehrbuch. Bes. Teil, Bd. I 
S. 55; Derselbe, Grundriss des Strafrechts, Allgem. Teil, 7. Aufl. (1907) 
S. 197 ff. 
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dern Gesichtspunkt der Körperverletzung strafrechtlich ver- 
antwortlich gemacht werden? Die Frage wird heute in ver- 
schiedener Weise beantwortet *) : Die Einen, und hierher ist 
auch insbesondere die Rechtssprechung des Reichsgerichts zu 
zählen 2 ), fordern prinzipiell die Einwilligung; die Anderen 
erklären die Einwilligung als grundsätzlich nicht erforderlich, 
und erachten den Arzt auch dann für strafrechtlich unverant- 
wortlich, wenn er ohne vorgängige Einwilligung gehandelt hat, 
falls nur die ganze Behandlungsweise im übrigen den Vor- 
schriften der medizinischen Wissenschaft entsprochen hat. 

Mein Standpunkt in dieser Frage ist folgender: Der chirur- 
gische Eingriff ist keine rechtswidrige Körperverletzung, weil 
— und insoweit — er Heilhandlung, d. h. zur Wieder- 
herstellung oder Erhaltung der Gesundheit bestimmt und 
für diesen Zweck generell geeignet ist; das Fehlen der 
Einwilligung kann diesen Charakter nicht ändern. Damit wird 
nun zwar konstatiert, dass auch der ohne Einwilligung erfolgende 
chirurgische Eingriff, wenn und insoweit er als Heilhandlung 
erscheint, nicht als Körperverletzung strafbar ist, über die 
Pflicht des Arztes zur Einholung der Einwilligung und über 
die rechtliche Bedeutung des Mangels der Einwilligung wird 
damit aber noch nichts gesagt. In dieser Beziehung ist 
Folgendes festzustellen: Die Tatsache, dass der Arzt die 
erforderliche Einwilligung nicht eingeholt oder nicht erhalten 
hat, kann zur Folge haben, dass sich sein Handeln — 
falls die gesetzlichen Tatbestandsmerkmale gegeben sind 3 ) — als 



1 ) Vgl. über diese Frage insbesondere: Binding, Lehrbuch, Bes. Teil, 
Bd. I. (2. Aufl.) S. 57 f.; v. Bar, Gerichtssaal Bd. LX. S. 81 ff.; Graf 
zu Dohna, Rechtswidrigkeit S. 141 ff.; Büdinger, Die Einwilligung zu 
ärztlichen Eingriffen, 1905. Zitelmann, Ausschluss der Widerrechtlich- 
keit, Archiv für die Civilistische Praxis, B. 99 S. 1 ff. 

2) Entscheidungen des Reichsgerichts in Strafsachen Bd. XXV. 
S. 375 ff M Bd. XXXVTII. S. 34 ff. 

8 ) § 240 St. G.-Bs: „Wer einen Andern widerrechtlich durch Ge- 
walt ... zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung nötigt, wird mit 
Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit Geldstrafe bis zu sechshundert 
Mark bestraft. Der Versuch ist strafbar." 
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Nötigung darstellt. Aus diesem Grund muss somit die Frage 
auch hier erwogen werden: Ist die Einwilligung erforderlich? 
Meiner Ansicht nach kann hier keine für alle Fälle gleiche 
Entscheidung gegeben werden; ich meine, wir müssen unter- 
scheiden: Vom Standpunkt des massgebenden Rechtsgedankens 
aus kommt es auf eine Abwägung der in Betracht kom- 
menden Interessen an, es muss im einzelnen Fall eine 
Wertung und Abwägung der gefährdeten Interessen und 
der für ihre Erhaltung gegebenen Chancen geschehen, und 
je nach dem Ergebnis der Abwägung entschieden werden: 
Geschieht der chirurgische Eingriff zur Beseitigung einer 
unmittelbaren Gefahr für das Leben, so halte ich die 
vorgängige Einwilligung für nicht erforderlich; denn hier ist 
das Resultat der Interessenabwägung ein so selbstverständliches, 
dass es einer ausdrücklichen Erklärung des in der Gefahr 
Befindlichen nicht bedarf. Es handelt sich m. E. in diesem 
Fall nicht um ein Präsumieren der Einwilligung, sondern 
um die Konstatierung einer grundsätzlich höheren Bewertung : 
Das — in unmittelbarer Gefahr befindliche — Leben wird höher 
gewertet, als die — durch § 240 geschützte — Freiheit der 
Selbstbestimmung. Anders liegt aber die Frage, wenn es 
sich darum handelt, eine nicht unmittelbare Lebensgefahr 
oder aber lediglich eine Gefahr für die Gesundheit zu be- 
seitigen oder zu mindern. Hier ist folgendes zu erwägen: 
Jeder chirurgische Eingriff bietet gewisse Gefahren; auch 
durch den leichtesten Eingriff können ausnahmsweise schwere 
Schädigungen der Gesundheit, ja Gefahr für das Leben be- 
gründet werden. Es ist mithin in solchen Fällen stets auch 
eine Abwägung der Chancen notwendig, welche bei dem be- 
treffenden Eingriff gerade gegeben sind. Soll diese Abwägung 
allein in die Hand des Arztes gegeben werden? Gewiss ist 
er bei Weitem am besten in der Lage über die Aussichten 
einer Operation zu entscheiden; allein es ist doch zweifellos 
angemessen, bei dieser Abwägung und Entscheidung auch den- 
jenigen, der durch die Entscheidung getroffen wird, mitsprechen 
zu lassen. Die Verfügung über den Körper steht in dem 
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Willen eines jeden, ihm muss es deshalb auch zukommen, 
darüber zu entscheiden, ob er einen Eingriff gestatten will 
oder nicht. Ich bin somit der Anschauung, dass der Arzt 
bei chirurgischen Eingriffen grundsätzlich der 
Einwilligung des Patienten bedarf; handelt es sich 
um die Vornahme von Eingriffen an Kindern oder an zu- 
rechnungsunfähigen Personen, so ist die Einwilligung des gesetz- 
lichen Vertreters einzuholen. Nur bei unmittelbarer Lebens- 
gefahr kann der Arzt m. E. ohne vorgängige Einwilligung zu 
einem chirurgischen Eingriff schreiten ; er wird also in solchem 
Fall nicht wegen Nötigung strafbar, wenn er z. B. den 
Patienten, um eine Amputation machen zu können, gegen 
seinen Willen narkotisiert oder wenn er ihn mit Gewalt zwingt, 
das Auspumpen des Magens zu dulden. 

Zu besprechen ist hier noch folgender besonderer Fall: Wie, 
wenn der Arzt bei der Vornahme einer Operation, zu welcher er 
die Einwilligung eingeholt hat, zu der Überzeugung kommt, dass 
noch eine weitere Operation, zu welcher er die Einwilligung 
nicht eingeholt hat und im Moment nicht einholen kann, erforder- 
lich sei ? Meines Erachtens ist der Arzt dann berechtigt, ohne 
Einwilligung des Patienten die ihm erforderlich erscheinende 
weitere Operation vorzunehmen, wenn das Resultat einer Ab- 
wägung der in Betracht zu ziehenden Interessen und Chancen 
zweifellos zu Gunsten der sofortigen Durchführung der Operation 
spricht, insbesondere also jedenfalls dann, wenn eine Unter- 
lassung der Operation Lebensgefahr begründen würde. 
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n. 
Die Perforation. 

Gehen wir von der Betrachtung der für den chirurgischen 
Eingriff im allgemeinen geltenden Grundsätze zur Darlegung 
der für geburtshilfliche Operationen massgebenden besonderen 
Gesichtspunkte über, so haben wir uns zunächst der Per- 
foration zuzuwenden. Als Perforation wird die Zerstückelung 
des Kindes im Mutterleib bezeichnet; die Kraniotomie, die 
Dekapitation, die Exenteration sind Unterarten dieser Opera- 
tion 1 ), deren Vornahme dann in Frage kommt, wenn bei der 
Mutter eine solche Verengerung des Beckens vorliegt, dass 
eine Geburt nicht möglich erscheint. Die Perforation erfüllt 
objektiv den Tatbestand der § 218 ff des Strafgesetzbuches, 
fällt also unter den Begriff der „Abtreibung" oder „Frucht- 
tötung", sie ist nicht „Tötung eines Menschen" im Sinn des 
§ 211, denn Objekt dieser Delikte ist nur der „lebende 
Mensch", ein solcher ist aber erst mit der „vollendeten Ge- 
burt" gegeben (§ 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches) 2 ). Liegt 
„Vollendung der Geburt" vor, so kann eine Perforation nicht 
mehr in Frage kommen. Die Konstatierung, dass die Perfo- 
ration in keinem Fall unter dem Gesichtspunkt der Tötungs- 
delikte im technischen Sinn betrachtet werden kann, ist — 
von Anderem (z. B. der Höhe der Strafe!) abgesehen — 
insbesondere insofern von Bedeutung als das Gesetz zwar die 



r ) In der juristischen Literatur sind zumeist der Begriff „Perforation* 
in diesem — weiteren — Sinn gebraucht. 

2 ) Die Frage ist bestritten. S. über die Kontroverse z. B. : Ols- 
hausen, Kommentar zum St. Q. B., Note 1 zu § 211 ; B i nd i n g, Lehrbuch 
des Strafrechts, Bes. Teil I (2. Aufl.), S. 37 f ; Frank, Strafgesetzbuch 
Vorbemerk, zum 16. Abschn. 
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Tötung einer Frucht unter Strafe stellt. Für die juristische 
Beurteilung der Perforation als einer zu ärztlichen Zwecken 
vorgenommenen Operation können wir nun heute als gewohn- 
heitsrechtlich anerkannten Grundsatz den Satz aussprechen: 
Die Tötung des lebenden Kindes im Mutterleib 
ist nicht rechtswidrig, wenn sie erforderlich war, um das 
Leben der Mutter zu retten. Die Begründung dieser 
Berechtigung beruht meiner Ansicht nach in demselben 
Rechtsgedanken, der für die Rechtfertigung jedes chirur- 
gischen Eingriifes massgebend ist. Freilich ist hier eine 
wichtige Besonderheit gegenüber dem chirurgischen Eingriff 
im allgemeinen gegeben. Während dort diejenige Person, an 
welcher die Verletzung vorgenommen wird, dieselbe ist, zu 
deren Gunsten die Verletzung erfolgt, liegt das Verhältnis 
hier anders: verletzt — getötet — wird zu Gunsten der 
Mutter die lebende Frucht. Aber auch hier findet eine 
Abwägung, eine Wertung der in Betracht kommenden 
Rechtsgüter statt: es wird das Leben der Mutter gerettet 
durch die Opferung der Frucht und diese Handlung wird als 
fahrlässige Tötung eines Menschen, nicht aber die fahrlässige 
rechtmässig anerkannt, weil die allgemeine Rechtsanschauung 
das Leben der Mutter höher wertet, als das Leben des un- 
geborenen Kindes. 

So selbstverständlich nun dieser Grundsatz als solcher 
ist, so gross sind doch die Zweifel, die bei seiner Durch- 
führung im Einzelnen auftauchen können; die schwierigste 
Frage ist die folgende : Ist die Perforation auch dann berechtigt, 
wenn der Arzt durch die Vornahme des Kaiserschnittes 
oder durch eine beckenweitende Operation nicht nur die 
Mutter, sondern auch das Kind hätte retten können? 
Wir müssen bei der Beurteilung und Beantwortung dieser 
Frage von folgenden Erwägungen ausgehen : Die Entwicklung, 
welche die geburtshilfliche Technik in den letzten Jahren 
genommen hat, weist so grosse Fortschritte auf, dass die 
Gefahren, welche heute für die Mutter bei der Vornahme 
des Kaiserschnittes oder einer anderen demselben Zweck 
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dienenden Operation (Symphyseotomie, Pubiotomie) gegeben 
sind, zweifellos als bedeutend geringere bezeichnet werden 
können, als dies noch vor wenigen Jahren der Fall war. 
Insbesondere bei der Vornahme der Operation in einer gut 
eingerichteten Klinik, sind ja die Resultate solcher Opera- 
tionen im ganzen sehr günstige. Der Arzt hat die ethische 
Pflicht, vor er sich zur Perforation entschliesst, diese Tat- 
sache in Rücksicht zu ziehen und die gegebenen Chancen 
gegen einander abzuwägen. Selbstverständlich ist und bleibt 
es eine rein medizinische Frage, zu entscheiden, welche Aus- 
sichten jene Operationen im allgemeinen und im einzelnen 
Fall bieten und welche Operation der Geburtshelfer deshalb 
im vorliegenden Fall wählen musste. Diese an sich medizi- 
nische Frage kann nun aber doch eine juristische Bedeutung 
gewinnen: Es kann die Frage aufgeworfen werden, ob sich 
der Arzt strafrechtlich verantwortlich macht, wenn er die 
Perforation vornimmt, trotzdem im konkreten Fall durch den 
Kaiserschnitt oder eine beckenweitende Operation nicht nur 
die Mutter, sondern auch das Kind hätte gerettet werden können. 
Meine Anschauung zu dieser Frage ist folgende : Trotz- 
dem die Mortalitätsziffer bei Kaiserschnitt und den anderen 
hier in Betracht kommenden Operationen heute eine zweifellos 
günstigere ist, als das noch vor zehn Jahren der Fall war, 
ist doch Unbestrittenermassen die durch eine solche Operation 
für die Mutter begründete Lebensgefahr bei weitem grösser, 
als die für die Mutter bei einer Perforation gegebene. Bei 
einer Gefahrabwägung ist also das Resultat, von Ausnahme- 
fällen abgesehen, wohl regelmässig dies, dass die Perforation 
für die Rettung der Mutter günstigere Chancen bietet. 
Nimmt deshalb der Arzt die Perforation vor, so kann er 
meines Erachtens strafrechtlich nicht verantwortlich gemacht 
werden. Wie aber nun, wenn der Arzt um Mutter und Kind 
am Leben zu erhalten, trotzdem er sich der günstigeren 
Chancen der Perforation bewusst ist, gleichwohl zu einer 
Vornahme des Kaiserschnittes oder einer beckenerweiternden 
Operation schreitet? 
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Bei der Beantwortung dieser Frage müssen folgende zwei 
Gesichtspunkte beachtet werden : Zunächst ist m. E. der Arzt 
dann berechtigt, die für die Mutter ungünstigere Chancen 
bietende Operation zu wählen, wenn die Minderung der Chance 
ausgeglichen wird durch den bei einem Gelingen der Operation 
in Aussicht stehenden Gewinn: die Erhaltung des Kindes. 
Meines Erachtens darf und muss also prinzipiell die Erhaltung 
des Kindes insofern als Wert in die Abrechnung miteingesetzt 
werden als eine etwas ungünstigere Chance für die Mutter 
durch diesen Gegenwert aufgewogen werden kann. Dass eine 
solche Abwägung im einzelnen Fall ausserordentliche Schwierig- 
keiten bietet, gebe ich natürlich zu, aber ich meine, wir müssen 
doch durch die Betonung und Anerkennung des Prinzips den 
grossen Fortschritten Rechnung tragen, welche „die operative 
Ära der Geburtshilfe" heute in ihren Leistungen zu Gunsten 
der Erhaltung des Kindes aufzuweisen vermag. 

Aber noch eine zweite Frage ist hier zu erwägen : Bedarf 
der Arzt zur Perforation des Kindes und zur Vornahme des 
Kaiserschnittes oder einer beckenweitenden Operation der 
Zustimmung der Mutter? Ich bin der Ansicht, dass der 
Arzt zur Vornahme der Perforation der Zustimmung nicht 
bedarf — es ergibt sich dies aus dem oben ausgeführten all- 
gemeinen Grundgedanken : die Operation geschieht zur Rettung 
der Mutter aus Lebensgefahr. Dass eine andere Operation — 
etwa der Kaiserschnitt — auch an sich möglich war, ändert 
das Verhältnis meines Erachtens in diesem Fall nicht, denn 
die Chancen sind bei der Perforation zweifellos für die 
Mutter grundsätzlich günstiger. Vielleicht wird man hier ein- 
wenden, dass eine solche Entscheidung, die für die Vornahme 
der Perforation nicht die Einwilligung der Mutter fordert, 
eine rücksichtslose Ignorierung der Rechte der Mutter enthalte 
— ich möchte gegen eine solche Ansicht folgendes vorbringen : 
Einmal anerkennt unsere ethische Anschauung die allgemeine 
Berechtigung, einen anderen auch gegen seinen Willen aus 
Lebensgefahr zu erretten, zum andern aber ist nicht zu ver- 
kennen, — eine sehr verständige Frau und Mutter hat mich 
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auf diesen Gesichtspunkt aufmerksam gemacht — dass es für 
eine Frau eventuell für ihr ganzes Leben ein entsetzlicher 
Gedanke sein muss, wenn sie sich bewusst ist, durch ihre 
Zustimmung zur Perforation — um die bei einer becken- 
weitenden Operation für sie gegebene Gefahr zu mindern — 
sich des einzigen Kindes selber beraubt zu haben. 

Während ich somit bei der Perforation die Einwilligung 
der Mutter nicht für erforderlich erachte, kann m. E. der Arzt 
zur Vornahme des Kaiserschnittes oder einer beckenweitenden 
Operation nach den oben ausgeführten Grundsätzen nur auf 
Grund einer Einwilligung schreiten und zwar scheint mir hier 
unbedingt die Einwilligung der zu Operierenden selber er- 
forderlich, insolange eine mögliche Perforation an sich in con- 
creto günstigere Chancen bietet. 

In diesem Zusammenhang möchte ich endlich noch eine 
Frage zur Sprache bringen, auf die ich neuerdings insbesondere 
durch die Ausführungen Hegar's zu dem Referat über meinen 
Meraner Vortrag 1 ) hingewiesen worden bin, die Frage: Ist der 
Arzt zur Perforation nur dann berechtigt, wenn er sie vor- 
nimmt, um die Mutter aus Lebensgefahr zu retten, oder 
auch dann, wenn er sie vornimmt, um die bestehende Lebens- 
gefahr zu vermindern? Mein Standpunkt zu dieser Frage 
ergibt sich aus den oben aufgestellten allgemeinen Grund- 
sätzen; er ist folgender: Das Leben der Mutter ist das höher- 
wertige Interesse; der Arzt handelt mithin nicht rechtswidrig, 
wenn er die Frucht tötet, um die bestehende Lebensgefahr 
auch nur zu mindern. Eine andere Beantwortung der Frage 
würde m. E. die Zulassung der Perforation im wesentlichen 
illusorisch machen, da ja der Arzt kaum je mit Sicherheit 
wird bestimmen können, ob die bestehende Lebensgefahr durch 
die Perforation wirklich zu beseitigen ist. Andererseits 
muss aber hervorgehoben werden — und darauf kam es mir 
bei meinen damaligen Ausführungen in Meran an — , dass sich 
der Arzt nicht etwa dann verantwortlich macht, wenn er auf 



*) Beiträge zur Geburtshilfe n. Gynäkologie Bd. XII. Heft 2, S. 32. 
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Grund seiner wissenschaftlichen Überzeugung über das im 
vorliegenden Fall Richtige die Perforation unterlässt und zu 
einer Symphysiotomie oder Pubiotomie schreitet, trotzdem er 
sich bewusst ist, dass die Verminderung der Gefahr für 
das Leben der Mutter bei einer Vornahme der Perforation 
grösser ist, als bei der Vornahme einer beckenweitenden 
Operation. Es liegt mir daran zu betonen, dass gerade von 
diesem Standpunkt aus die Fortschritte, welche die operative 
Technik in der Geburtshilfe im Interesse der Erhaltung des 
Kindes erringt, bei der juristischen Beurteilung der in Betracht 
kommenden Fragen zu gebührender Würdigung gelangen 
können und müssen. 
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in. 
Der künstliche Abortus. 

Unter künstlichem Abort versteht die medizinische Wissen- 
schaft die Unterbrechung der Schwangerschaft zu einer Zeit, 
wo die Frucht noch nicht so weit entwickelt ist, um die Fähig- 
keit zu besitzen, extrauterin fortzuleben. Innerhalb der ersten 
28 Schwangerschaftswochen ist diese Möglichkeit noch nicht 
gegeben. Die Vornahme des künstlichen Abortus innerhalb 
dieser Zeit bewirkt somit die Tötung der Frucht 1 ). Von 
strafrechtlichen Gesichtspunkten aus betrachtet, fällt der künst- 
liche Abortus seinen objektiven Tatbestandsmerkmalen nach 
unter die §§ 218 ff. des Strafgesetzbuches. Der § 218 stellt 
unter Strafe „eine Schwangere, welche ihre Frucht vorsätzlich 
abtreibt oder im Mutterleib tötet". Diese Bestimmung trifft 
somit nicht nur den künstlichen Abortus im Sinne der oben 
gegebenen Definition, sondern überhaupt jede Unterbrechung 
der Schwangerschaft, welche auf eine Tötung der Frucht 
gerichtet ist, also auch den Fall der Einleitung der künstlichen 
Geburt zu einer Zeit, zu welcher die Frucht extrauterin fort- 
zuleben befähigt ist, falls nur die Absicht bei der Vornahme 
des Eingriffs nicht auf ein selbständiges Leben des Kindes, 
sondern auf Tötung durch die Tatsache der Abtreibung oder 
durch eine Einwirkung im Mutterleib geht 2 ). 



*) Vgl. dazu z. B. Olshausen-Veit, Lehrbuch der Geburtshülfe 
5. Aufl. 1902, S. 846 ff.; Bumm, Grundriss zum Studium der Geburts- 
hilfe, S. 699 f. 

2 ) Die Frage ist bestritten. Manche, so z. B. v. Liszt, Lehrbuch 
des Strafrechts 16./17. Aufl. S. 330, betrachten § 218 ff. als gegeben, auch 
wenn der Vorsatz nicht auf Tötung der Leibesfrucht gerichtet gewesen, 
und dieser Erfolg auch nicht eingetreten ist. S. darüber im nächsten Kapitel. 
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Die im § 218 angedrohte Strafe ist Zuchthaus bis zu 
5 Jahren, beim Vorhandensein mildernder Umstände Gefängnis 
nicht unter 6 Monaten. Dieselbe Strafe trifft denjenigen, welcher 
mit Einwilligung der Schwangeren die Mittel zu der Abtreibung 
oder Tötung bei ihr angewendet oder ihr beigebracht hat. 
§219 enthält eine Qualifikation dieses Deliktes: Es wird die 
Lohnabtreibung (die Abtreibung gegen Entgelt) unter erhöhte 
Strafe gestellt. Der § 220 endlich bedroht mit Zuchthaus 
nicht unter 2 Jahren denjenigen, der die Leibesfrucht einer 
Schwangeren ohne deren Wissen oder Willen vorsätzlich abtreibt 
oder tötet. Ist durch die Handlung der Tod der Schwangeren 
verursacht worden, so tritt Zuchthausstrafe nicht unter 10 Jahren 
oder lebenslängliche Zuchthausstrafe ein. Das Gesetz beschränkt 
die Strafbarkeit der angeführten Handlungen auf den Fall der 
vorsätzlichen Begehung, die fahrlässige Begehung ist 
nicht strafbar 1 ). 

Nach den angefahrten Bestimmungen ist nun an sich 
der künstliche Abort schlechthin unter Strafe gestellt — 
gleichwohl unterliegt es keinem Zweifel, dass der Arzt in 
bestimmten Grenzen gewohnheitsrechtlich zur Einleitung des 
künstlichen Abortus berechtigt erscheint, und dass diese Hand- 
lung innerhalb dieser Grenzen somit objektiv als nicht rechts- 
widrig anerkannt wird. Wie ist die Straflosigkeit in diesen 
Fällen zu rechtfertigen? Unser Strafgesetzbuch enthält — 
im Gegensatz zu manchen ausländischen Gesetzbüchern — 2 ) 
keine Bestimmung, welche die Straflosigkeit ausdrücklich aus- 
spricht. Infolge dieses Mangels einer speziellen Bestimmung 
bemüht sich die Theorie seit Jahrhunderten auf diesem Gebiet 
mit besonderem Scharfsinn die Grundlage der Straflosigkeit 
wissenschaftlich zu konstruieren oder allgemeine Bestimmungen 
des Strafgesetzbuches als für diesen Fall anwendbar darzutun. 



*) Inwieweit etwa durch eine fahrlässige Abtreibung eine fahrlässige 
Körperverletzung der Mutter gegeben sein kann, steht hier nicht zur 
Untersuchung. 

3 ) Vgl. hierzu insbesondere Badbruch, Geburtshilfe und Strafrecht 
S. 26 ff. 
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Ich unterlasse es, auf diese verschiedenartigen Versuche, 
die zum Teil direkt in das Gebiet der unfreiwilligen Komik 
hinüberreichen, näher einzugehen 1 ), nur auf eine der auf- 
gestellten Anschauungen möchte ich kurz hinweisen, weil 
sie in der Rechtsprechung des Reichsgerichts mehrfach zur 
Grundlage von Entscheidungen gemacht worden ist und so- 
mit eine erhöhte praktische Bedeutung hat. Es ist die An- 
schauung, dass der künstliche Abort zu Gunsten der Mutter 
aus dem Gesichtspunkt des Notstandes zu betrachten sei. 
Nach § 54 des Strafgesetzbuches ist straflos die in einem 
unverschuldeten, auf andere Weise nicht zu beseitigenden 
Notstande zur Rettung aus einer gegenwärtigen Gefahr für 
Leib oder Leben begangene Handlung, wenn sie von dem 
in Notstand Befindlichen selber oder einem Angehörigen 
desselben vorgenommen worden ist. Eine Berufung auf diese 
Bestimmung des Strafgesetzbuches zur Rechtfertigung der 
Straflosigkeit des künstlichen Aborts — und der Perforation 
— kann insofern als durchaus zulässig bezeichnet werden, als 
der Zustand, in welchem sich die Schwangere, zu deren Gunsten 
der Abort eingeleitet werden muss, befindet, tatsächlich als 
„Notstand* zu charakterisieren ist. Aber nach § 54 schützt 
die Tatsache der Begehung einer Rechtsgüterverletzung zur 
Beseitigung einer gegebenen Gefahr nicht schlechthin vor Strafe, 
sondern es tritt die Straflosigkeit nur unter ganz bestimmten 
Voraussetzungen ein: Einmal ist Straflosigkeit nur gegeben 
für den im Notstand Befindlichen selber oder einen Angehörigen 
desselben. Der Arzt kann somit aus dem Gesichtspunkt des 
§ 54 als straflos nur dann erscheinen, wenn er ein „Angehöriger" 
(über den Begriif s. § 52 Abs. 2) der Schwangeren ist. Zum 
anderen enthält der § 54 noch ein Erfordernis, welches die 
Anwendbarkeit dieser Bestimmung auf unsere Fälle wesentlich 
erschwert : die Handlung ist nur dann straflos, wenn der Not- 
stand „unverschuldet" gewesen ist. Kann der durch eine 

l ) Eine gute Übersicht über die Lösungsversuche gibt Radbruch, 
a. a. 0. S. 6 ff.; s. ferner insbesondere Heimberger, Über die Straflosig- 
keit der Perforation. 
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Schwangerschaft hervorgerufene Notstand grundsätzlich als ein 
„unverschuldeter" bezeichnet werden ? Dass diese Frage ernst 
zu nehmen ist, wird durch die Tatsache bewiesen, dass das 
Reichsgericht in seiner Entscheidung vom 3. Juli 1903 *) 
ausdrücklich folgende Frage aufwirft: „Genügt die Tatsache, 
dass der Beischlaf unter Ehegatten, trotz Kenntnis der nahen 
Möglichkeit einer Befruchtung und der durch die Entbindung 
für die Frau drohenden Lebensgefahr, freiwillig gestattet 
und vollzogen ist, als Grundlage für die Annahme, dass der 
Fall unverschuldeten Notstandes nicht vorliege?" Das 
Urteil führt in der Beantwortung dieser Frage zunächst ver- 
schiedene Gründe an, die im vorliegenden Fall für ein Ver- 
schulden sprechen, schliesslich kommt es aber doch zu einer 
Verneinung der gestellten Frage, auf Grund folgender 
Erwägung: „Immerhin würde es . . . den Anschauungen auch 
der gesunden Moral im Volksbewusstsein widersprechen und 
deshalb unbillig erscheinen, im Verhältnisse zwischen Ehe- 
gatten, die in ehelicher Lebensgemeinschaft leben, unterschieds- 
los die höchsten Anforderungen an deren Willenskraft zu 
stellen, selbst im Fall möglicher Gefährdung der Frau oder 
einer etwaigen Leibesfrucht absolute geschlechtliche Ent- 
haltsamkeit zu fordern, und schon in jeder Nachgiebigkeit 
gegen Regungen der Sinnlichkeit ohne Vorhandensein von 
Umständen, die diese Nachgiebigkeit als Ausfluss besonderen 
Leichtsinns oder besonderer Gleichgültigkeit erkennbar machen, 
ein „Verschulden" zu erblicken." Kommt das Reichsgericht 
auf Grund der angeführten Erwägungen nun auch im vor- 
liegenden Fall zur Annahme der Straflosigkeit des künstlichen 
Aborts gemäss § 54, so dürfte es doch sehr zweifelhaft sein, 
ob von dem Standpunkt des Reichsgerichts aus etwa auch 
dann ein „unverschuldeter" Notstand angenommen werden 
könnte, wenn die Schwangerschaft aus einem ausserehe- 
lichen Beischlaf herstammte. 



*) Entscheidungen des Reichsgerichts in Strafsachen Bd. XXXVI. 
S. 334 ff. 
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Alle diese Momente beweisen, wie schwere Bedenken 
eine Begründang der Straflosigkeit des künstlichen Aborts 
auf die Bestimmung des § 54 nach sich zieht! Damit wird 
also auf die Notwendigkeit einer andersartigen Begründang 
erneut hingewiesen! Aber ist denn eine solche prinzipielle 
Begründung wirklich notwendig? Kommt nicht die medizi- 
nische Wissenschaft sowohl wie die Rechtspflege ganz gut 
ohne eine „Theorie" hier aus? Der Standpunkt, den die me- 
dizinische Wissenschaft heute, so viel ich sehe, in dieser 
Frage einnimmt, ist folgender : Sie gibt kein Prinzip über 
die Grenzen der Berechtigung des Arztes zur Unterbrechung 
der Schwangerschaft an, sie verfährt vielmehr in der Weise, 
dass sie bestimmte Fälle aufzählt, in denen sie die Einleitung 
des künstlichen Aborts als „indiziert 44 bezeichnet. Die Fälle 
sind insbesondere folgende l ) : Unstillbares Erbrechen, Chorea, 
progressive perniziöse Anämie, akut einsetzende schwere 
Nieren- und Herzerkrankungen, irreponible Einklemmung des 
retroflektierten, prolabierten oder in einer Leistenhernie lie- 
genden Uterus und Gebärunmöglichkeit wegen absolut zu 
engem Becken. Die Erklärung der medizinischen Wissenschaft, 
dass in den angeführten Fällen die Einleitung des künstlichen 
Aborts indiziert sei, wird nun von juristischer Seite als 
durchaus genügend anerkannt, um auf sie die Rechtmässig- 
keit der vorgenommenen Handlung und damit die Straflosig- 
keit zu stützen. Welches aber ist der dieser Anerkennung 
zugrunde liegende Rechtsgedanke? Es ist derselbe, den wir 
schon oben bei der Betrachtung der Perforation entwickelt 
haben : Die Rechtsgüterverletzung ist nicht rechtswidrig, wenn 
sie notwendig war zum Schutz eines anderen, höherwertigen 
Interesses. Bei den eben angeführten Fällen wird 
das mütterliche Leben durch die Fortdauer der 
Schwangerschaft direkt gefährdet; die Tatsache, 
dass die Unterbrechung der Schwangerschaft notwendig war 



*) S. z. B. Bumm, Grundriss, S. 699f; Olshausen- Veit, Lehr- 
buch, S. 847 ff. 
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zur Abwendung der für die Mutter bestehenden Lebens- 
gefahr, ist mithin der der Anerkennung der Straflosigkeit 
zu gründe liegende Rechtsgedanke, und wir kommen somit zu 
dem Satz : Die Einleitung des künstlichen Aborts ist nicht 
strafbar, wenn sie notwendig war zur Rettung der Mutter 
aus Lebensgefahr. Ich füge hier sogleich hinzu, was ich oben 
bei der Betrachtung der Perforation schon ausgeführt habe, 
dass m. E. nicht nur Beseitigung, sondern auch Min- 
derung der Lebensgefahr zur Rechtfertigung des Eingriffs 
ausreicht. 

Wir haben nun oben die Fälle aufgeführt, bei deren 
Vorliegen die medizinische Wissenschaft, soweit mir bekannt, 
im wesentlichen einheitlich die Unterbrechung der Schwanger- 
schaft für indiziert erachtet; über dieses Gebiet hinaus, wo 
das mütterliche Leben durch die Fortdauer der Schwanger- 
schaft direkt gefährdet wird, bestehen für eine Reihe anderer 
Fälle in der Literatur Zweifel über die Indikationsstellung. 
Ich verweise hier beispielsweise auf die Ausführungen 
Bumms zu dieser Frage; er erklärt 1 ) : „Viel weniger leicht 
und klar — als in den oben angeführten Fällen — ist die 
Indikationsstellung dann, wenn das mütterliche Leben nicht 
direkt bedroht ist, sondern erst durch den weiteren Ver- 
lauf der Schwangerschaft schwere Gefahren für 
die Mutter oder doch ernste Schädigungen ihrer 
Gesundheit zu befürchten sind. Zu den Erkrankungen, 
welche durch die Gravidität besonders ungünstig beeinflusst 
werden, und bei denen deshalb der künstliche Abortus öfter 
in Frage kommt, gehören die chronische Nephritis, die Tuber- 
kulose und die Graviditätspsychosen." 

Für die Beantwortung der Frage, ob in diesen Fällen 
zur Unterbrechung der Schwangerschaft geschritten werden 
soll, gibt Bumm sodann folgende Direktive : „Die Entschei- 
dung kann nur nach genauer Würdigung der gegebenen Ver- 
hältnisse des Einzelfalls getroffen werden, im allgemeinen 



*) Bumm, Grundriss, S. 699. 
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empfiehlt sich jedoch die grösste Zurückhaltung und ist es 
stets ratsam, sich in solchen zweifelhaften Fällen über die 
Zulässigkeit des Abortus mit einem Kollegen zu verstän- 
digen.* 

Die vorstehenden Ausführungen enthalten eine sehr be- 
rechtigte Ermahnung zur Zurückhaltung und Vorsicht, ein 
Prinzip für die Entscheidung geben sie nicht. Aber die 
Verweisung auf die Würdiguug der gegebenen Verhältnisse 
des Einzelfalls birgt — so begreiflich und berechtigt sie 
häufig sein mag — die Gefahr der Annahme, dass für die 
Entscheidung „von Fall zu Fall" überhaupt kein „Prinzip" 
bestehe, dass mithin solche Fälle nicht nach einem von 
vornherein gegebenen allgemeingiltigen Gesichtspunkt, 
sondern lediglich nach den im einzelnen Fall vorliegenden 
Verhältnissen und nach subjektivem Ermessen — selbst- 
verständlich nach bestem Wissen und Gewissen — betrachtet 
und entschieden werden müssten. Dass ein solcher Verzicht 
auf eine prinzipielle Betrachtung schwere Bedenken hat, 
braucht nicht eingehend dargetan und es braucht deshalb 
nicht ausführlich bewiesen zu werden, dass der Versuch, 
auch für solche Fälle ein Entscheidungsprinzip zu finden, ge- 
rechtfertigt ist — gerechtfertigt auch dann, wenn das Ergebnis 
keine Zauberformel bringt, die für alle Fälle eine sofortige 
und zweifelfreie Lösung ermöglicht. Unternehmen wir einen 
solchen Versuch, so muss m. E. das Problem zunächst in fol- 
gender Weise formuliert werden: Besteht über die Fälle, in 
denen das mütterliche Leben durch die Fortdauer der 
Schwangerschaft direkt gefährdet wird, hinaus eine Berech- 
tigung zur Vornahme des künstlichen Abortus? Besteht diese 
Berechtigung, wenn erst durch den weiteren Verlauf der 
Schwangerschaft schwere Gefahren für die Mutter zu be- 
sorgen sind? Besteht die Berechtigung, wenn aus dem Fort- 
bestehen der Schwangerschaft Schädigungen der Gesund- 
heit der Mutter zu befürchten sind? 

Meine Anschauung diesen Fragen gegenüber ist folgende: 
Es lässt sich nicht verkennen, dass die Zulassung des künst- 
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liehen Aborts über die Grenze der Rettung aus unmittelbarer 
Lebensgefahr hinaus schwere Bedenken gegen sich hat, dass 
sie dem Missbrauch Tür und Tor öffnet. Ich habe auf der 
Grundlage dieser Bedenken in meinem Vortrag in Meran den 
Standpunkt vertreten, dass nur innerhalb der angegebenen 
Grenze der künstliche Abort als zulässig erachtet werden 
könne — aber ich habe auf Grundlage weiterer Erfahrungen 
und vielfacher Erwägungen diesen Standpunkt revidiert und 
führe nun selber gegen denselben insbesondere folgende Be- 
denken an : Entspricht es den oben entwickelten Rechts- 
gedanken, die Unterbrechung der Schwangerschaft zu ver- 
weigern, wenn die Unterlassung des Eingriffs voraussichtlich 
die dauernde Verblödung oder den Verlust des Augenlichts 
oder eine andere schwere Gesundheitsschädigung zur Folge 
hat? Ich muss diese Frage verneinen und zwar um des- 
willen, weil eben bei einer ethischen Wertung der in solchem 
Fall gegeneinander abzuwägenden Interessen nach unseren 
heute gegebenen Kulturanschauungen die Entscheidung gegen 
das keimende Leben und zu Gunsten der Mutter ausfällt. 
Aber ich muss meine Anschauung noch etwas näher ausführen: 
Ist nach dieser Auffassung beispielsweise die Berechtigung 
zur Vornahme des künstlichen Aborts gegeben, wenn die 
Befürchtung eines Selbstmordes besteht? *) Die Ansichten gehen 
gerade in der Beantwortung dieser Frage weit auseinander 
— es findet sich die Anschauung vertreten, dass in solchem 
Falle der Eingriff stets dann zulässig sei, wenn die Gefahr 
des Selbstmordes nur durch Unterbringung in eine Anstalt 
vermieden werden könne. Oder ein anderes Beispiel: Ist die 
Berechtigung gegeben, wenn die Mutter dartut, dass sie ohne- 
hin schon schwächlich und „anfällig" sei und dass eine Fort- 
dauer der Schwangerschaft und eine Geburt eine weitere 
Schwächung ihrer Gesundheit herbeiführen werde? In beiden 
Fällen kann m. E. von einer Zulassung des künstlichen Abortus 
keine Rede sein! Wohin müsste uns ein so weites Entgegen- 

*) S. hierzu Ho che in der Monatsschrift für Kriminalpsychologie 
und Strafrechtsreform Bd. II S. 421 ff. 
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kommen führen — zunächst bei der Gefahr des Selbstmordes! 
In einer grossen Anzahl von Fällen, in welchen eine Schwän- 
gerung ausserhalb der Ehe stattgefunden hat, ist eine gewisse 
Gefahr des Selbstmordes gegeben; würde man hiermit bereits 
die Vornahme des Aborts als gerechtfertigt annehmen, so würde 
der Berechtigung zur Vornahme kaum mehr eine Grenze ge- 
zogen sein. Und das Gleiche gilt, wenn man schon die Be- 
sorgnis irgend einer in der Zukunft drohenden Gesundheits- 
schädigung, vielleicht irgend einer Komplikation, als aus- 
reichenden Rechtfertigungsgrund betrachtet, denn schliesslich 
bedeutet eben jede Geburt eine gewisse Gefahr für die 
Gesundheit, ja für das Leben. 

Aber ist nicht eine Zulassung des künstlichen Aborts in 
den eben genannten Beispielen eine notwendige Folge der 
oben entwickelten Auffassung? Ich verneine diese Frage 
mit aller Bestimmtheit. Die ethische Anschauung unserer Zeit 
wertet dauerndes Siechtum oder eine schwere Gesundheits- 
schädigung der Mutter — Erblindung, Verblödung *) u. s. w. — 
oder eine zwar erst für die Zukunft drohende, aber auf andere 
— ungefährlichere — Weise nicht abwendbare Gefahr für 
das Leben höher als die Vernichtung keimenden Lebens, 
die einfache Gesundheitsschädigung oder die Gefährdung, 
wie sie etwa erfahrungsgemäss auch bei normalen Geburten 
gegeben ist oder die vielleicht für die Zukunft drohende, auf 
andere Weise — etwa durch Anstaltsbehandlung bei Selbst- 
mordgefahr — abwendbare Gefahr für das Leben dagegen 
erscheint ihr geringerwertiger als das keimende Leben. 

Ich komme somit in der Entwickelung des oben an- 
gegebenen Grundgedankens zu folgender Formulierung: Die 
Vornahme des künstlichen Abortus ist nicht rechts- 
widrig, wenn sie notwendig ist zur Rettung der 
Mutter aus Lebensgefahr oder aus der Gefahr 
einer unverhältnismässig schweren Schädigung 



*) Über diese Frage s. Strassmann in der Vierteljahrsschrift für 
gerichtliche Medizin Bd. XXXI. Snppl. (1906) S. 96 ff. 
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ihrer Gesundheit. Eine solche liegt insbesondere vor bei 
der Gefahr einer dauernden und schweren Schwächung der 
ganzen Konstitution. 1 ) 

Bei der Beobachtung der durch diesen Satz gezogenen 
Grenze ist m. E. dem Arzt die Möglichkeit gegeben, die Ver- 
hältnisse des Einzelfalls genau zu würdigen und doch sein 
Verhalten nach einem allgemeingiltigen Prinzip einzurichten. 

Ich möchte endlich in diesem Zusammenhang noch eine 
Frage in Kürze vorbringen: Wie steht es bei der Einleitung 
des künstlichen Abortus mit der Frage der Einwilligung? 
Meiner Ansicht nach ganz wie in den bisher angeführten 
Fällen : der Arzt macht sich eventuell aus dem Gesichtspunkt 
der Nötigung strafrechtlich verantwortlich, wenn er zum 
künstlichen Abort schreitet, ohne die Einwilligung der Mutter 
eingeholt zu haben, denn es handelt sich auch hier um 
einen operativen Eingriff in ihren Körper, über den sie 
allein zu verfügen berechtigt ist. Nur dann, wenn aus- 
nahmsweise die Einleitung des Aborts notwendig ist zur 
Rettung der Mutter aus unmittelbarer Lebensgefahr, 
ist m. E. strafrechtliche Verantwortlichkeit des Arztes ausge- 
schlossen, auch wenn er ohne Einwilligung der Mutter gehan- 
delt hat. Es entfällt somit m. E. in solchem Fall selbstver- 
ständlich auch die Strafbarkeit des Arztes aus § 220. Die 
Abtreibung als solche ist nicht rechtswidrig insoweit die oben 
angegebenen Grenzen eingehalten sind. 



! ) Ich betone im Anschluss an diese Formulierung, dass m. E. die 
Möglichkeit ungünstiger Lebenschancen für das zu erwartende Kind — 
etwa infolge von Vererbung einer Anlage zu Tuberkulose oder im Hin- 
blick auf gegebene soziale oder wirtschaftliche Verhältnisse — eine Recht- 
fertigung der Operation nicht bilden kann. Die Zulassung der Operation 
wegen solcher „ Möglichkeiten tt würde überhaupt jede Grenze aufheben. 
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IV. 

Die künstliche Frühgeburt. 

Als künstliche Frühgeburt bezeichnet die medizinische 
Wissenschaft die Unterbrechung der Schwangerschaft zu einer 
Zeit, in welcher die Frucht extrauterin fortzuleben im Stande 
ist. Diese Möglichkeit besteht zwar theorisch vom Ende der 28. 
Schwangerschaftswoche an, die durch die praktische Erfahrung 
für die Einleitung der künstlichen Frühgeburt gezogene Grenze 
liegt aber nach allgemeiner Anschauung bei der 34. Schwanger- 
schaftswoche, eine frühere Unterbrechung der Schwangerschaft 
zieht in der Mehrzahl der Fälle den Tod des Kindes nach sich. *) 

Vom Standpunkt des Strafrechts aus sind bei der Be- 
trachtung der künstlichen Frühgeburt folgende Momente beson- 
ders ins Auge zu fassen: Es besteht, wie schon oben angedeutet, 
Meinungsverschiedenheit darüber, ob die Einleitung der künst- 
lichen Frühgeburt als Abtreibung — eventuell als Tötung der 
Frucht im Mutterleib — zu bezeichnen ist, ob dieser Eingriff also 
unter den Tatbestand der §§ 218 ff. fällt oder ob dies nicht 
der Fall ist. Meines Erachtens ist die Frage in folgender 
Weise zu entscheiden: Die §§ 218 ff. sind ihrem Tatbestand 
nach nur dann gegeben, wenn erstens die Frucht im Mutter- 
leib oder durch den Vorgang der Abtreibung als solchen — 
also nicht etwa infolge allgemeiner Lebensschwäche — den 
Tod gefunden hat und wenn ausserdem der Vorsatz auf die 
Herbeiführung des Todes in der eben angegebenen Weise 
gerichtet war. 

Geht der Vorsatz bei Einleitung der Frühgeburt auf 
Erhaltung des Lebens des Kindes so kann also m. E. 
niemals die Anwendbarkeit der Strafbestimmungen über Ab- 



*) Bumm, Grundriss S. 700, Olshausen-Veit, Lehrbuch S. 850 f. 
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treibung in Frage kommen, auch dann nicht, wenn der Eingriff 
den erhofften Erfolg nicht gehabt hat. 1 ) Es ergibt sich 
m. E. diese Lösung der Streitfrage aus dem Zusammenhang, 
in welchem sich die §§ 218 ff. im Gesetz befinden ; dass der 
Wortlaut des § 2 18 für die entgegengesetzte Lösung zu 
sprechen scheint, ist zuzugeben. Wenn nun nach unserer 
Anschauung auch die Anwendbarkeit der §§ 218 ff. aus- 
geschlossen erscheint, so ist es doch denkbar, dass aus anderen 
Bestimmungen des Strafgesetzbuchs eine Verantwortlichkeit 
des Arztes für die Herbeiführung einer Frühgeburt begründet 
werden kann. Ich führe zunächst folgendes Beispiel an : Der 
Arzt schreitet zur Einleitung einer Frühgeburt bei einer bald 
nach dem Tode ihres Mannes von einem Anderen geschwängerten 
Witwe, um durch die Frühgeburt das Kind als noch von 
ihrem Ehemann erzeugt erscheinen zu lassen. Hier kann eine 
Verantwortlichkeit wegen eines Verbrechens oder Vergehens 
in Beziehung auf den Personenstand aus § 169 des Straf- 
gesetzbuches in Frage kommen. 2 ) Weiterhin kann aber auch 
durch die Tatsache der Frühgeburt das Kind den Tod finden 
und dann die Verantwortlichkeit des Arztes aus dem Gesichts- 
punkt der fahrlässigen Tötung zu untersuchen sein — lauter 
Momente, die, auch wenn man die Herbeiführung einer künst- 
lichen Frühgeburt nicht unter den Tatbestand der §§ 218 ff. 
bringt, genügend Anlass geben, die Fälle einer prinzipiellen 
Berechtigung des Arztes zu diesem Eingriff ausdrücklich fest- 
zustellen. 

Die medizinische Wissenschaft betrachtet die Einleitung 
der künstlichen Frühgeburt als indiziert insbesondere in folgen- 
den Fällen: 3 ) In erster Linie bei engem Becken und zwar 



1 ) Gegen diese Anschauung z. B. v. Liszt, Lehrbuch des Straf- 
rechts 16/17. Aufl. S. 330. 

2 ) „Wer den Personenstand eines Anderen vorsätzlich ver- 
ändert oder unterdrückt, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren und, wenn 
die Handlung in gewinnsüchtiger Absicht begangen, mit Zuchthaus bis zu 
zehn Jahren bestraft. Der Versuch ist strafbar." 

*) Bumm, Grundriss S. 700, Olshausen - Veit, Lehrbuch S. 851 
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dann, wenn „das Becken den Durchtritt eines aasgetragenen 
Kindes von mittlerer Grösse, wenn auch nicht unmöglich, so 
doch voraussichtlich schwierig oder sehr gefährlich macht, 
während man hoffen kann, dass ein nicht ganz reifes, aber 
lebensfähiges Kind selbst unbeschädigt und ohne Gefährdung 
der Mutter durchgehen wird." 1 ) Weiterhin ist die Einleitung 
der künstlichen Frühgeburt indiziert bei Krankheiten der 
Mutter, welche das mütterliche Leben in Gefahr bringen und 
die durch andere Mittel als diesen Eingriff nicht beseitigt 
werden können. Als solche Krankheiten werden insbesondere 
angeführt: Schwangerschaf tsnephritis und bestimmte Erkran- 
kungen des Magens, der Lungen und Luftwege. 

Von dem oben entwickelten Grundgedanken aus ist nun 
die Berechtigung des Arztes zur Vornahme der künstlichen 
Frühgeburt nicht zu bezweifeln. Der für die Indikationen 
massgebende Gesichtspunkt: die Rettung der Mutter aus Lebens- 
gefahr oder aus schwerer Gefahr für ihre Gesundheit, steht in 
voller Harmonie mit jenem Gedanken. Dabei ist von diesem 
Grundgedanken aus folgendes m. E. noch besonders hervor- 
zuheben: Die künstliche Frühgeburt hat zwar zweifellos für 
das Kind erhebliche Nachteile zur Folge: die ungünstigere 
Chance, am Leben zu bleiben, die Gefährdung der Gesundheit; 
aber der durch eine Frühgeburt das Kind treffende Nachteil 
ist doch unendlich geringer als dies bei dem künstlichen Abortus 
oder der Perforation der Fall ist — hier sicherer Tod, dort 
nur verminderte Lebenschance ! Diese Tatsache muss bei der 
unserem Rechtsgedanken entsprechenden Abwägung der Werte 
und Chancen wohl in's Auge gefasst werden und es wird sich 
hiernach der Arzt in Fällen zur Einleitung einer Frühgeburt 
entschliessen dürfen, in welchen er im Hinblick auf den Grad 
der für die Mutter gegebenen Gefahr zu einer sicheren Ver- 
nichtung der Frucht nicht schreiten würde. 

Durchaus dieser Auffassung entspricht was z. B. von 
Olshausen-Veit über die Indikation der künstlichen Früh- 



l ) Olshausen-Veit, a. a. 0. S. 851. 



Digitized by 



Google 



— 37 — 

geburt bei Krankheiten der Mutter mit folgenden Worten aus- 
geführt wird: 1 ) „Diese Indikation ist sehr dehnbar und ihre 
Anwendbarkeit richtet sich hauptsächlich nach der Zeit der 
Schwangerschaft. Während man um die 32. Woche, also zu 
einer Zeit, zu der das Kind extrauterin fortzuleben nur ganz 
geringe Chancen hat, nur bei wirklicher Lebensgefahr der 
Mutter zur künstlichen Frühgeburt schreiten darf, 2 ) kann man 
nach der 36. Woche hierbei weniger ängstlich zu Werke gehen. 
Denn die Erfahrung zeigt, dass Kinder, die von dieser Zeit 
an geboren werden, bei genügender Pflege fortleben können. 
Da nun die Ausführung der Operation selbst weder für die 
Mutter selbst noch für das Kind Gefahr bringt, so ist die 
Einleitung der Geburt um diese Zeit indiziert, wenn man der 
Mutter wirkliche Gefahren oder auch nur sehr hochgradige, 
sonst noch wochenlang zu ertragende Beschwerden abnehmen 
kann." 

Für die Frage der Einwilligung stellen wir endlich auch 
in diesem Zusammenhang fest, dass die Einwilligung nur 
dann nicht erforderlich ist, wenn die Einleitung der Frühgeburt 
die Beseitigung einer unmittelbaren Gefahr für das Leben der 
Mutter zum Ziel hat. 



*) Olshausen-Veit, a. a. 0. S. 865. 
i *) Nach dem oben eingenommenen Standpunkt ist hier die Grenze 
etwas zu eng gezogen. 
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V. 

Die Verhinderung der Konzeptionsmöglichkeit. 

Die Frage, ob und in welchen Fällen der Arzt berechtigt 
ist, Massregeln zu ergreifen oder Mittel zu empfehlen, welche 
geeignet sind, eine mögliche Befruchtung zu verhindern, ist 
grundsätzlich keine juristische, sondern eine medizinische und 
ethische Frage. Die Verhinderung der Konzeption fällt regel- 
mässig unter keinen Tatbestand des Strafgesetzbuches. Nur 
gegenüber einer bestimmten Massregel, welche der Konzeptions- 
hinderung zu dienen bestimmt ist und von der in neuerer Zeit in 
weiterem Umfang Gebrauch gemacht wird, ist meines Erachtens 
heute eine juristische Betrachtung begründet, ich meine die 
Sterilisierung durch Resektion eines Stückes der 
Tube. Sie bedeutet die dauernde Ausschliessung 
der Konzeptionsfähigkeit der Operierten. Dieser 
Eingriff fällt seinem objektiven Tatbestand nach unter die 
Strafbestimmung des § 224. 1 ) „Hat die Körperverletzung zur 
Folge, dass der Verletzte ... die Zeugungsfähigkeit (unter 
diesen Begriff fällt auch die Konzeptionsfähigkeit) verliert.., 
so ist auf Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder Gefängnis nicht 
unter einem Jahr zu erkennen". § 225 fügt dieser Bestimmung 
noch hinzu : „War eine der vorbezeichneten Folgen beabsichtigt 
und eingetreten, so ist auf Zuchthaus von zwei bis zu zehn 
Jahren zu erkennen." „Mildernde Umstände" kennt das Gesetz 
bei dieser Straf bestimmung nicht. Man sieht, es sind recht ernste 



l ) Bestritten ist, ob die Einwilligung 1 in die Körperverletzung die 
Rechtswidrigkeit ausschliesse. Meines Erachtens ist dies grundsätzlich 
nicht der Fall. Gl. M. z. B. v. Lis2t, Lehrbuch S. 313. Frank, 
Strafgesetzbuch Vorbem. zum 4. Abschn. A. M. B i n d i g , Lehrbuch Bes. 
Teil B. I (2. Aufl.) S. 44 f. 
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Worte, die uns hier aus dem Strafgesetzbuch entgegenschallen ; 
und wenn Häb erlin 1 ) ausführt: „Der Schutz des Staates be- 
schränkt sich auf das bestehende und das werdende Leben 
und bedroht allein dessen Gefährdung und Vernichtung mit 
Strafe. Eine strafrechtliche Folge — der operativen 
Sterilisierung —ist somit ausgeschlossen" so steht dies 
keineswegs unbedingt fest. Ich sage dies nicht in der Absicht, 
nun an der neuerdings - soweit sich dies aus der Literatur 
beurteilen lässt — auch bei uns in Deutschland stark in Auf- 
nahme kommenden Operation Kritik zu üben, denn eine solche 
Kritik steht mir als Juristen nicht zu, ich nehme aber zu 
dieser Frage hier allerdings um deswillen ausdrücklich Stel- 
lung, weil mehrere Frauenärzte mir gegenüber schon Zweifel 
darüber ausgesprochen haben, ob sich manche Kollegen bei der 
Vornahme der Sterilisierung der schweren Verantwortlichkeit 
für ihr Tun wirklich vollkommen bewusst gewesen seien. 

Die hier zu untersuchende Frage muss lauten : Ist 
der Arzt berechtigt, im einzelnen Fall nach freiem Er- 
messen zur Sterilisierung zu schreiten oder ist für die Be- 
rechtigung des Arztes zur Vornahme dieser Operation eine 
von vornherein bestimmte Grenze gegeben? Genügt es etwa, 
dass er es für die betreffende Frau als „besser erachtet* — 
auch solche „Begründungen" habe ich schon gehört — , wenn 
die Befruchtungsmöglichkeit für sie ausgeschlossen wird? 
Eine Beantwortung der Frage in letzterem Sinn wird selbst- 
verständlich in der Literatur mit aller Deutlichkeit ab- 
gelehnt — ich zitiere zur Charakterisierung dieses ablehnen- 
den Standpunktes die Ausführungen Krönigs zu dieser Frage, 
er sagt: 2 ) „So einfach die Technik, so schwierig ist die Indi- 
kation zur operativen Sterilisierung der Frau zu stellen. 
Wir möchten der speziellen Indikationsstellung den allgemeinen 
Satz von Kehr er vorausschicken, dass die Operation nicht 

*) Häb erlin, Über Indikationen nnd Technik der operativen 
Sterilisierung: vermittelst Tubenunterbindung. Medizinische Klinik 
Bd. 2 (1906) S. 1310 ff. 

2) Döderlein -Krönig, Operative Gynäkologie S. 687 f. 
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dazu dienen soll, liebebedürftigen Mädchen und Frauen den 
ausserehelichen Sexualverkehr zu erleichtern, sondern dass sie 
ausschliesslich für solche Fälle bestimmt ist, in denen der 
Arzt zu der sicheren Überzeugung gelangt, dass eine neue 
Schwängerung eine schwere, vielleicht unver- 
besserliche Gesundheitsschädigung oder den Tod 
zur Folge haben kann." 

Als Vorbedingung zur operativen Sterilisierung fordert 
deshalb Krön ig auf der Grundlage dieser Erwägungen, „dass 
antikonzeptionelle Mittel entweder schädliche Nebenwirkungen 
für Mann und Frau in sich schliessen, oder nicht sicher genug 
die Konzeption verhüten". Im einzelnen führt Krönig ins- 
besondere folgende Indikationen zur operativen Sterilisierung 
der Frau an: Beckenverengungen, wenn nach vergeblichen 
Versuchen lebende Kinder zu gewinnen, nur der Kaiserschnitt 
oder der Schossfugenschnitt Aussicht auf solche eröffnet; 
schwere Erschöpfungszustände der Frau, schwere Psychosen, 
vor allem, wenn während der Schwangerschaft die Neigung 
zu Selbstmordversuchen stark ausgebildet ist; endlich Herz- 
krankheiten und Knochen- und Lungentuberkulose, wenn die 
Erkrankung voraussichtlich durch die Schwangerschaft und 
Geburt so verschlimmert wird, dass die Mutter in Lebens- 
gefahr gerät. Fassen wir diese Einzelfälle unter einem Ge- 
sichtspunkt zusammen, so ergibt sich wiederum das von 
Krönig von vornherein für die Begrenzung der Zulassung 
der operativen Sterilisierung aufgestellte Prinzip; „sie 
ist ausschliesslich für solche Fälle bestimmt, in denen der 
Arzt zu der sicheren Überzeugung gelangt, dass eine neue 
Schwängerung eine schwere, vielleicht unverbesser- 
liche Gesundheitsschädigung oder den Tod zur 
Folge haben könnte." Fraglich erscheint mir nun, ob 
sich innerhalb der durch dieses Prinzip bezeichneten Grenze 
grundsätzlich auch noch die Fälle bewegen, die gelegentlich 
als durch ., Sociale Indikation" gerechtfertigt bezeichnet 
werden — Fälle von „Kinderüberfluss bei offenkundiger 
Armut". Sehr interessant sind beispielsweise die Äusserungen 
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Häb erlins 1 ) — der innerhalb 8V2 Jahren in 41 Fällen die 
künstliche Sterilisierung vorgenommen hat — zu dieser Frage. 
Häb erlin tritt sehr warm zu Gunsten der Operation ein, ist 
sich aber der mancherlei Bedenken, welche gerade bezüglich 
der richtigen Begrenzung der Berechtigung bestehen, wohl 
bewusst ; er führt u. a. folgendes aus : „Die Berechtigung der 
Operation in einzelnen Fällen zugegeben, kann sie nicht zum 
Missbrauch führen? Ja und nein, je nach dem Grade des 
ärztlichen Pflicht- und Verantantwortlichkeitsgefühles. Diese 
Gefahr darf aber unter keinen Umständen den Eingriff im ge- 
eigneten Falle verhindern. Die Gefahr eines Missbrauchs ist 
allerdings besonders naheliegend, weil eben nach meiner Überzeu- 
gung in einer Gruppe bei der Indikationsstellung die so zialen 
Verhältnisse mitberücksichtigt werden müssen. Inwieweit 
dies geschehen soll und darf, kann hier nicht näher erörtert werden. 
Im allgemeinen geht meine Ansicht dahin, dass, solange die 
wirtschaftlichen drückenden Folgen des übergrossen Kinder- 
reichtums in den armen Proletarierfamilien nicht durch andere 
Vorkehrungen erleichtert oder gehoben werden, es in Aus- 
nahmefällen Recht und Pflicht des Arztes ist, der weiteren 
Verschlechterung der sozialen Lage und indirekt des Gesund- 
heitszustandes der Familie durch Einschränkung der Konzep- 
tion vorzubeugen, damit vor allem die schon übermässig mit 
Arbeit und Sorgen belastete und in ihrer Widerstandsfähig- 
keit geschwächte Mutter der Familie erhalten bleibe. Dies 
hat Gültigkeit, bis einmal die soziale Frage anders gelöst 
oder eine ethisch höhere Auffassung des ehelichen Geschlechts- 
genusses in der Richtung grösserer Enthaltsamkeit herr- 
schend ist/* 

Meine Stellung zu diesen Ausführungen Häberlins ist 
folgende : Die von den edelsten Beweggründen getragene Ver- 



J ) Häberlin a. a. 0. S. 1310 ff.; vgl. dazu ferner Sarney, lieber 
Indikationen and Methoden der fakultativen Sterilisierung der Frau (cit. 
bei Häberlin) und Küstner, Zur Indikation und Methodik der Sterili- 
sierung der Frau. Monatsschrift für Geburtshülfe und Gynäkologie 
Bd. 21 H, 3. 
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teidigung der Sterilisierung aus „Sozialer Indikation" ist 
meines Erachtens ethisch durchaus anzuerkennen, gleichwohl 
bestehen gegen diese Auffassung erhebliche Bedenken. Die 
Bedenken beruhen in der Ueberzeugung , dass es ausge- 
schlossen ist, für die Bestimmung des Begriffes der „sozialen 
Verhältnisse" und ihre Beurteilung und Bewertung auch nur 
einigermassen feste Gesichtspunkte zu gewinnen. Die Ent- 
scheidung wäre deshalb völlig dem gefühlsmässigen Ermessen 
der Einzelnen anheimgegeben. Wenn ich aus dieser Erwägung 
die „Soziale Indication" in diesem Sinn ablehne, so muss ich 
gleichzeitig ausdrücklich betonen, dass hiermit keineswegs 
etwa gesagt sein soll, dass bei der Erwägung über die Vor- 
nahme der Sterilisierung die jeweiligen sozialen Verhältnisse 
überhaupt nicht in Rücksicht zu ziehen seien. Ganz im 
Gegenteil ! Es ist meines Erachtens eine besonders bedeutsame 
Pflicht des Arztes, gerade diesem Moment seine volle Auf- 
merksamkeit zuzuwenden! Nur, wenn er auch nach dieser 
Seite gut orientiert ist, kann er eine Entscheidung darüber 
abgeben, ob voraussichtlich eine neue Schwängerung den Tod 
oder eine schwere, vielleicht unverbesserliche Gesundheits- 
schädigung zur Folge haben würde. Also in diesem Sinn 
mittelbar werden die sozialen Verhältnisse selbst auch von 
meiner Auffassung aus für die Entscheidung von Bedeutung. 
Wird die „Soziale Indikation" in diesem Sinn verstanden, so ist 
gegen eine solche Auffassung meines Erachtens nichts einzu- 
wenden. Dem oben entwickelten Standpunkt Krönigs ist somit 
von unserem Grundgedanken aus durchaus zuzustimmen. 
Die Vernichtung der Konzeptionsfähigkeit ist der ethischen 
Bewertung nach — und es ist sicher berechtigt, hier auch 
bevölkerungspolitische Gesichtspunkte mit in Betracht zu ziehen 
— eine schwere Rechtsgüterverletzung, sie kann bei einer 
Abwägung der in Betracht kommenden Interessen nur aufge- 
wogen werden, wenn sie notwendig ist, um eine drohende 
Lebensgefahr oder eine schwere Gefahr für die Gesundheit 
zu verhindern. 1 ) So ist von diesem Standpunkt aus also zweifel- 

*) Auch den in dem von Zitelmann a. a. 0. S. 86 angeführten 
Fall — eine Frau lässt sich durch eine Operation gebärunfähig machen, 
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los ausgeschlossen eine Berechtigung zur Vornahme dieser 
Operation lediglich zu dem Zweck, ein weiteres unbequemes 
Anwachsen der Familie zu hindern, oder zu dem Zweck, der 
Frau einen „ungefährlichen", geschlechtlichen Genuss zu er- 
möglichen. 1 ) 

Nicht uninteressant ist es übrigens, im Zusammen- 
hang mit diesem Punkt die Frage zu erörtern, ob nach dem 
hier entwickelten Standpunkt die operative Sterilisierung einer 
unverheirateten Frauensperson als zulässig bezeichnet 
werden kann? Meines Erachtens ist diese Frage in ver* 
neinendem Sinn zu beantworten und zwar um deswillen, 
weil nach den heute massgebenden Anschauungen nur bei 
Personen, bei welchen eine eheliche Gemeinschaft gegeben 
ist, eine ethische und rechtliche Anerkennung und Berück- 
sichtigung der aus dem Geschlechtsverkehr sich ergebenden 
Schwangerschaftsgefahr statt haben kann. 

Zur Frage der Einwilligung endlich ist hier noch 
folgendes zu betonen: Die Einwilligung zur Vornahme der 
Sterilisierung schliesst — wenn die oben festgestellte Berech- 
tigung nicht gegeben ist — die Strafbarkeit nicht aus. In 
den Fällen, in denen die Berechtigung gegeben ist, ist 
die vorherige Einwilligung grundsätzlich erforderlich, denn 
dass durch die Sterilisierung eine unmittelbare, auf andere 
Weise nicht abwendbare Gefahr für das Leben zu beseitigen 
wäre, erscheint hier ausgeschlossen. 



weil sie eine erbliche Belastung der Kinder fürchtet und doch auf das 
Zusammenleben mit ihrem Mann nicht verzichten will — handelt der 
operierende Arzt objektiv rechtswidrig, weil die Möglichkeit einer Ver- 
erbung gegenüber der objektiven Bedeutung der Verletzung zweifellos 
ethisch geringer gewertet wird. Ich komme somit — wenn auch aus anderen 
Gründen — hier zu demselben Resultat wie Zitelmann. S. hierzu 
oben S. 33, Anm. 1. 

l ) Auch Häberlin betont, a. a. 0.: „Nie darf das Verfahren der 
Bequemlichkeit vergnügungssüchtiger Ehegatten oder gar der Sicherheit 
Unverheirateter dienen . . . " 
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Die Regelung der Verantwortlichkeit für chirurgische 
Eingriffe bei der Reform des Strafgesetzbuches. 

Wir stehen vor einer Reform unseres Strafgesetzbuches. 
Es ist deshalb heute unsere Pflicht, bei der Betrachtung 
strafrechtlicher Probleme stets unsere Aufmerksamkeit auf die 
Frage zu richten, ob und eventuell welche Änderung des 
geltenden Rechtes als wünschenswert bezeichnet werden muss. 
Diese Pflicht besteht vor allem bei einer Materie, wie der 
hier erörterten, in deren Gebiet manche schwierige und be- 
deutsame Kontroversen dem Umstand entstammt, dass das 
geltende Gesetz eine Regelung der Fragen überhaupt nicht 
gegeben hat. Dass aber die Rechtsgrundlage, auf welcher sich 
heute irgend welche Entscheidungen in diesem Gebiet auf- 
bauen, und dass die Entscheidungen auch ihrem Inhalt nach 
der für die Rechtspflege notwendigen Sicherheit entbehren, 
wird ja durch die in Wissenschaft und Rechtsprechung zu- 
tage tretenden Meinungsverschiedenheiten mit zwingender 
Deutlichkeit bewiesen. 

Unter* der grossen Anzahl von Vorschlägen, welche zur 
Besserung der Rechtslage nun in den letzten Jahren für die 
zukünftige Gesetzgebung gemacht worden sind, hat m. E. 
derjenige Vorschlag für die gegenwärtige Besprechung der 
Frage eine besondere Bedeutung, der von der Ärztekammer 
für die Provinz Brandenburg und den Stadtkreis 
Berlin ausgeht, und der inzwischen von mehreren Seiten 
ausdrückliche Zustimmung gefunden hat *) Ich möchte im 

*) Vgl. hiezu Alexander, Beitrag zur Revision des deutschen 
Strafgesetzbuches in Beziehung auf die Ausübung der Heilkunde (1905), 
S. III f. 



Digitized by 



Google 



— 45 — 

Anschluss an diesen Vorschlag meine ja schon in den bis- 
herigen Ausführungen angedeuteten Wünsche für die zukünf- 
tige Regelung der Materie darlegen und zusammerffassen. *) 

Die Ärztekammer macht zunächst folgenden Prinzipal- 
vorschlag: Einfügung eines §54a in den IV. Abschnitt 
des Strafgesetzbuches (Gründe, welche die Strafe ausschliessen 
oder mildern) ; 

„Eine strafbare Handlung ist nicht vorhanden, 
wenn die Handlung: 

1. von einem approbierten Arzte in Ausübung seines 
Berufes innerhalb der Regeln der ärztlichen Wissen- 
schaft begangen wird und nicht in bewusstem Wider- 
spruch steht mit der freien Willensbestimmung desjenigen, 
an welchem die Handlung begangen wird, oder seines 
gesetzlichen Vertreters ; 

2. von einem approbierten Arzte in Ausübung seines 
Berufes innerhalb der Regeln der ärztlichen Wissen- 
schaft begangen wird, insoweit sie zur Rettung eines 
Anderen aus einer gegenwärtigen auf ungefährlichere 
Weise nicht zu beseitigenden Gefahr für Leib oder 
Leben bestimmt ist." 2 ) 

Für den Fall der Ablehnung des § 54 a durch die gesetz- 
gebenden Faktoren macht die Ärztekammer sodann folgenden 
Eventualvorschlag: 
a. Zusatz zu § 211: 

„Der § 211 findet keine Anwendung auf die mit 
Überlegung erfolgte Tötung des zur Geburt stehenden 



l ) Über weitere Vorschläge s. Radbruch, Geburtshülfe und Straf- 
recht, S. 29 ff ; Alexander, a. a. 0., S. 3 ff . (Zusammenstellung von 
Fritze.) 

2) Ebenfalls einen Zusatz zu § 54 bezweckt der Vorschlag von 
Galli (Zentralblatt für Gynäkologie, 1907, S. 458): »Eine strafbare 
Handlung ist nicht vorhanden, wenn die Handlung in der Hilfeleistung 
eines Arztes bestand und die geleistete Hilfe zur Rettung eines andern 
aus einer gegenwärtigen, auf ungefährlichere Weise nicht zu beseitigenden 
Gefahr für Leib und Leben notwendig war." 
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Kindes, wenn sie zur Abwendung von Gefahr für Leben 
und Gesundheit der Kreissenden durch einen approbierten 
Arzt erfolgt." 
ß. Zusatz zu §§ 218, 219, 220 : 

„Die von einem approbierten Arzte zur Abwendung 
von Gefahr für Leben und Gesundheit vorgenommene 
Entfernung der Frucht aus dem Mutterleib fällt nicht 
unter den Begriff der Abtreibung, bezw. Tötung." 
T. Zusatz zu §§223, 223a, 224, 226, 228: 

„Die Handlung ist straflos, wenn sie 

1. von einem approbierten Arzte in Ausübung seines Be- 
rufes innerhalb der Regeln der ärztlichen Wissenschaft 
begangen wird und nicht in bewusstem Widerspruch 
steht mit der freien Willensbestimmung desjenigen, 
an welchem die Handlung begangen wird, oder seines 
gesetzlichen Vertreters ; 

2. von einem approbierten Arzte in Ausübung seines 
Berufes innerhalb der Regeln der ärztlichen Wissen- 
schaft begangen wird, insoweit sie zur Rettung eines 
Anderen aus einer gegenwärtigen, auf ungefährlichere 
Weise nicht zu beseitigenden Gefahr für Leib oder 
Leben bestimmt ist." 

Um nun diesem von autoritativer Seite ausgehenden 
Gesetzesvorschlag gegenüber eine Kritik vorbringen zu können, 
die ihrer Grundlage nach über eine nur subjektiv berechtigte 
Meinungsäusserung hinausgeht, ist es notwendig, zunächst 
mit einigen Worten wenigstens den Standpunkt anzugeben, 
von welchem aus eine kritische Erörterung eines solchen 
Vorschlages überhaupt möglich ist. Wir müssen also den Ge- 
sichtspunkt bezeichnen, von welchem aus die Frage nach dem 
„richtigeii a Recht entschieden werden kann. *) Die Frage 
nach dem richtigen Recht ist nun m. E. ihrer wesentlichen 

*) Vgl. hierzu vanCalker, Politik als Wissenschaft 1899. Derselbe, 
Ethische Werte im Strafrecht 1904. Derselbe, Gesetzgebungspolitik und 
Rechts vergleich ung. (Festschrift der Strassburger rechts- und staatswissen- 
schaftlichen Fakultät zu Laban ds 50 jähr. Doktorjubiläum 1908.) 
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Bedeutung nach eine Frage der richtigen Bewertung der 
Interessen einer jeden Rechtsgemeinschaft und ihrer Glieder, 
und den obersten Masstab für diese Bewertung sehe ich in 
den jeweils in einem bestimmten Volk und in einer bestimmten 
Zeit herrschenden ethischen Anschauungen. Dies um 
deswillen, weil in den Grundsätzen der Ethik die Summe 
aller der Erfahrungen zum Ausdruck kommt, welche eine 
Gemeinschaft im Lauf ihrer Entwickeluhg über das ihr 
Schädliche und Nützliche gemacht hat — Schädliches und 
Nützliches betrachtet unter dem Gesichtspunkt des idealen 
Zieles einer grösstmöglichen Entfaltung und Vervoll- 
kommnung aller Keime der Entwickelung, die in der Gemein- 
schaft vorhanden sind. 

Nun sind freilich die einzelnen Sätze der Ethik nicht 
ewig und unabänderlich, sie verändern sich und sie ent- 
wickeln sich von Zeit zu Zeit und von Volk zu Volk — 
folgend dem bestimmenden Einfluss, den die konkreten Ent- 
wickelungsbedürfnisse erzeugen. Deshalb muss der Gesetz- 
geber stets sorgfältig darauf achten, ob er sich in seinen 
Bestimmungen noch im Einklang befindet mit den ethischen 
Anschauungen seiner Zeit und seines Volkes. Verfährt er 
nicht mit solcher Vorsicht, so mag man gegen ihn mit Fug 
den Vorwurf schleudern, dass im Forterben der Gesetze 
Vernunft Unsinn, Wohltat Plage werde. 

Auf dem Gebiet, dem unsere Fragen angehören, ist nun 
zweifellos die ethische Wertung der in Betracht kommenden 
Interessen keineswegs völlig selbstverständlich, es stehen viel- 
mehr gerade hier heute widersprechende Wertungen einander 
gegenüber und der Gesetzgeber hat somit die schwierige 
Aufgabe der richtigen Wahl: Auf der einen Seite wird die 
Forderung, die Abtreibung prinzipiell straflos zu 
belassen, immer lauter erhoben, auf der anderen Seite wird 
— insbesondere von den Vertretern der katholischen Moral- 
theologie — scharf der Standpunkt vertreten, dass jede Frucht- 
tötung, gleichviel ob durch Perforation oder durch Unterbrechung 
der Schwangerschaft, auch wenn sie zur Rettung der Mutter 
aus Lebensgefahr notwendig ist, unbedingt verboten sei. 
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Der deutsche Gesetzgeber wird m. E. weder den einen 
noch den anderen der hier angedeuteten Wege gehen und 
deshalb die Fruchttötung weder unbedingt zulassen, noch un- 
bedingt unter Strafe^ stellen dürfen, er wird vielmehr den 
Weg gehen müssen, der ihm durch die heute herrschenden 
Wertanschauungen vorgezeichnet ist 1 ). Diese Wertanschauungen 
aber verlangen, wie das oben schon ausgeführt wurde, eine 
Abwägung der in Betracht kommenden Interessen, und bei 
dieser Abwägung werten sie die Gefahr für das Leben der 
Mutter und die unmittelbare Gefahr einer schweren Gesund- 
heitsschädigung höher als die Vernichtung keimenden Le- 
bens und als die Vernichtung der Konzeptionsfähigkeit. 
Dieser Rechtsgedanke, der m. E. schon heute das geltende 
Recht beherrscht, muss in unserer zukünftigen Gesetzgebung 
zur ausdrücklichen Feststellung gebracht werden 2 ). Die Art 
und Weise der Formulierung des Gedankens im zukünftigen 
Gesetzbuch wird wesentlich davon abhängen, welche Fassung 
die einschlägigen Bestimmungen überhaupt erhalten, 8 ) eine ein- 
gehendere Diskussion über die Formulierung ist somit im 
gegenwärtigen Zusammenhang ausgeschlossen. Nur um den 
angegebenen Gedanken in der Formulierung einer gesetzlichen 
Bestimmung zum Ausdruck zu bringen, füge ich an, dass dies 



*) Sehr gut über diese Frage Schultzenstein, Das Abtreibungs- 
verbrechen in Frankreich. Zeitschr. f. vgl, Rechtswissenschaft, Bd. XVII, 
1905, S. 360ff. Für Straflosigkeit z. B. (1. Gräfin von Streitberg, 
Das Recht zur Beseitigung des keimenden Lebens. Für Beibehaltung der 
Strafdrohung (aber mildere Bestrafung der Schwangeren) MarieRaschke, 
Die Vernichtung des keimenden Lebens. 

2 ) Das Fehlen gesetzlicher Bestimmungen führt von unserem Stand- 
punkt aus zu einer inhaltüchen Einheitlichkeit von Lex lata und Lex fe- 
renda ; gleichwohl ist zu unterscheiden ! 

8 ) Es wird sich selbstverständlich für den Arzt sehr empfehlen, vor 
jeder Operation, bei welcher eine derartige Frage zur Entscheidung steht, 
einen Kollegen zur Beratung beizuziehen. Die Unterlassung einer vor- 
herigen Beratung als solche kann aber niemals eine sonst nicht gegebene 
Verantwortlichkeit begründen. 
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etwa in folgendem Zusatz zu den Bestimmungen über Ab- 
treibung einerseits, schwere Körperverletzung andererseits 
geschehen könnte: 

„Nicht strafbar ist die Tötung der Frucht, wenn sie 
erforderlich war zur Rettung der Mutter aus Lebens- 
gefahr oder aus der Gefahr einer unverhältnismässig 
schweren Gesundheitsschädigung." 

„Nicht strafbar ist die Vernichtung der Empfängnis- 
fähigkeit, wenn diese Handlung an einer verheirateten 
Frau vorgenommen wurde und der Eingriff erforderlich 
war, um die aus einer Schwangerschaft voraussichtlich 
entstehende Lebensgefahr oder die Gefahr einer unverhält- 
nismässig schweren Gesundheitsschädigung zu beseitigen. u 

Für die Stellungnahme zu der Frage der Straflosigkeit 
chirurgischer Eingriffe im allgemeinen ist notwendig die noch- 
malige Anführung unseres Standpunktes bezüglich des Er- 
fordernisses der Einwilligung. Diese ist m. E. grundsätzlich 
bei jedem Eingriff erforderlich, ausgenommen den Fall, in 
welchem der Eingriff zur Abwendung einer unmittelbaren 
Lebensgefahr notwendig war. Im Fall der Unterbrechung der 
Schwangerschaft und der künstlichen Sterilisierung schliesst 
die Einwilligung allein die Strafbarkeit nicht aus. Im Sinne dieser 
Auffassung liegt also eine Vorschrift etwa folgenden Inhalts : 

„Nicht strafbar ist die zu ärztlichen Zwecken er : 
folgende Handlung, vorausgesetzt, dass sie mit Ein- 
willigung des Patienten, oder seines gesetzlichen Ver- 
treters geschehen ist oder dass sie zur Rettung aus einer 
unmittelbaren Lebensgefahr erforderlich war a ; 

und Zusatz zu den betreffenden Bestimmungen: 

„Die Einwilligung schliesst die Strafbarkeit nicht aus. a 

Nehmen wir nun von dem hier entwickelten und formu- 
lierten Standpunkt aus Stellung zu den Vorschlägen der Ärzte- 
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kammer, so ergeben sich folgende wesentliche Verschieden- 
heiten : 

Zunächst eine verschiedene Auffassung in der bisher noch 
nicht besprochenen Frage: Soll der Gesetzgeber die Berech- 
tigung zu — strafloser — Vornahme operativer Eingriffe nur 
dem approbierten Arzt oder aber jedermann zubilligen? 
Der Vorschlag der Ärztekammer steht auf dem ersteren, mein 
Vorschlag auf dem letzteren Standpunkt. Eine eingehendere 
Begründung meines Standpunktes in dieser Frage ist m. E. in 
gegenwärtigem Zusammenhang nicht erforderlich: Wir haben 
heute die Freiheit des Gewerbebetriebs auf dem Gebiet der 
Heilkunde, und es ist kaum anzunehmen, dass der Gesetzgeber 
in absehbarer Zeit dieses Prinzip aufgeben wird. So lange 
dies nicht geschieht, ist aber eine differenzierende Behandlung 
des Arztes und des Laien in unserer Frage m. E. ausgeschlossen. 
Dass dies nicht ohne Bedenken ist, muss natürlich zugegeben 
werden, immerhin kann auf dem Weg einer sorgfältigen 
Handhabung der Bestimmung über fahrlässige Körperverletzung 
und fahrlässige Tötung bei ungünstigen Ergebnissen der Be- 
handlung der erforderliche Schutz gegen grobe Missbräuche 
geleistet werden. 

Eine weitere wesentliche Verschiedenheit liegt in folgen- 
dem : Die Ärztekammer fordert für die Straflosigkeit des ärzt- 
lichen Eingriffs im Allgemeinen, dass die Handlung „nicht in 
bewusstem Widerspruch steht mit der freien Willensbestimmung 
desjenigen, an welchem die Handlung begangen wird" — diese 
Forderung geht mir einerseits zu weit, andererseits nicht weit 
genug: Ich halte es in Würdigung der für den Patienten 
gegebenen Interessen und im Sinne einer Abwägung dieser 
Interessen für angemessen, bei unmittelbarer Lebensgefahr des 
Patienten selbst im Fall eines bewussten Widerspruches des- 
selben oder seiner Angehörigen — man denke z. B. hier 
an die Möglichkeit eines unvernünftigen, vielleicht sogar dolosen 
Widerspruchs seitens der Angehörigen eines Kindes oder eines 
bewusstlosen Patienten — den operierenden Arzt straflos zu 



Digitized by 



Google 



— 51 — 

belassen ; andererseits scheint es mir, wenn unmittelbare Lebens- 
gefahr nicht gegeben, richtig, die Vornahme einer Operation 
grundsätzlich von der Einwilligung des Patienten abhängig 
zu machen. 

Ein dritter wesentlicher Punkt ist folgender: die Ärzte- 
kammer lässt die Tötung des Kindes durch Perforation (die sie 
unter § 211 des Gesetzes bringt, während m. E. der Tat- 
bestand des § 218 gegeben ist, wie oben ausgeführt wurde) und 
ebenso die Unterbrechung der Schwangerschaft zu, wenn diese 
Handlungen zur Abwendung von Gefahr für Leben und Ge- 
sund h e i t (im Prinzipalvorschlag : „Leib oder Leben") erfolgen. 
Von dem hier entwickelten Standpunkt aus geht dieser Vorschlag 
zu weit, insofern er die in Frage stehenden Eingriffe 
zulässt, wenn sie zur Abwendung einer Gefahr für die Gesund- 
heit schlechthin erfolgen. Aus dem Gesichtspunkt dieser 
Formulierung würde schliesslich jeder Eingriff als rechtmässig 
bezeichnet werden können: man denke etwa — von den 
Fällen der selbst bei normalem Verlauf der Schwangerschaft 
und der Geburt gegebenen Gefahren ganz abgesehen — an 
den Fall einer Schwängerung eines Mädchens aus besseren 
Kreisen, deren psychische Gesundheit sicher zumeist durch die 
Aussicht auf die Niederkunft sehr ungünstig beeinflusst wird. 
Aus dem Grundgedanken ergibt sich die Zulassung des Eingriffs 
neben dem Fall der Lebensgefahr nur für den Fall der Gefahr 
einer unverhältnismässig schweren Gesundheitsschädigung. 

Endlich noch folgende Erwägung: Der Vorschlag der 
Ärztekammer spricht mehrfach von einer „auf ungefährlichere 
Weise nicht zu beseitigenden Gefahr". Ich halte diesen Ausdruck, 
um deswillen nicht für ganz unbedenklich, weil seine Fassung 
vielleicht zu der Annahme führen könnte, dass der Arzt durch 
die Grundsätze des Rechts gezwungen werden solle, unter 
allen Umständen den für die Mutter ungefährlicheren 
Eingriff vorzunehmen, auch dann, wenn er etwa durch eine 
andere — für die Mutter allerdings etwas gefährlichere — 
Operation voraussichtlich Mutter und Kind retten wird. Es 
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liegt mir daran, in diesem Zusammenhang noch einmal zu 
wiederholen, dass vom Standpunkt des hier entwickelten Rechts- 
gedankens aus, dem Arzt die Freiheit der Wahl zwischen den 
nach den Regeln seiner Wissenschaft möglichen Operationen 
gegeben ist und dass sohin unser Rechtsgedanke den Tendenzen 
in der Geburtshilfe durchaus Rechnung trägt, welche darauf 
gerichtet sind, Mutter und Kind zu retten! 
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